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1. Bürgermeister Burkard Losert eröffnet um 19:30 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Marktgemeinderates, begrüßt alle Anwesenden und stellt die ordnungsgemäße Ladung und 
Beschlussfähigkeit des Marktgemeinderates fest. 
 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
 

 
1 Genehmigung der Niederschrift vom 23.03.2017  

 
Der öffentliche Teil der Sitzungsniederschrift vom 23.03.2017 wird in Erinnerung gerufen und 
ohne Einwendungen anerkannt. 
 
  
 
2 Genehmigung der Niederschrift vom 10.04.2017  

 
Der öffentliche Teil der Sitzungsniederschrift vom 10.04.2017 wird in Erinnerung gerufen. 
 
Ratsmitglied Meißner vermisst darin die Entscheidung über die Fragestellung des Bürgerbegeh-
rens zum Nettomarkt Maidbronn. 1. Bürgermeister Losert antwortet, dass diese in der Zulässig-
keitsprüfung insgesamt enthalten sei. Im Übrigen gehe der Entwurf des Stimmzettels morgen an 
die Mitglieder heraus. 
 
Ansonsten wird die Niederschrift ohne Einwendungen anerkannt. 
 
  
 

3 
Standort Mittelschule Würzburger Norden - Information aus ILEK 
und Ergebnis zum pädagogischen Workshop (Schulamt Herr Bren-
ner, Herr Pfeuffer u. Büro Lilienbecker) 

 

 
1. Bürgermeister Losert begrüßt zu diesem Tagesordnungspunkt Frau Lilienbecker und Herrn 
Pfeuffer. Herr Brenner sei entschuldigt. 
 
Frau Lilienbecker erhält sogleich das Wort zur Vorstellung der Ergebnisse des Workshops und 
geht kurz auf die Vorgeschichte ein (Zusammenschluss von zehn Gemeinden im Würzburger 
Norden vor ca. zwei Jahren, Erarbeitung ILEK).  
 
Erster „Aufhänger“ im Zuge dieser Thematik sei die Mittelschule Schwanfeld, die aufgrund zu 
geringer Schülerzahlen geschlossen werden musste. Vor ca. eineinhalb Jahren kam die Frage 
auf, wie das mit den anderen Mittelschulen der Region in Zukunft aussehe. Man habe intensiv 
in der Bürgermeisterrunde bezüglich der Prognosen bei den Schüler- und Bevölkerungszahlen 
diskutiert. Das klare Ergebnis sei gewesen, dass die Situation relativ stabil bleibe, auch wenn 
der demografische Wandel natürlich auch vor dem Würzburger Norden nicht halt mache, so 
dass man sich grundsätzlich mit dem Thema „Mittelschule“ auseinandersetzen müsse. Alle drei 
beteiligten Schulen weisen Schülerzahlen von „plus/minus“ einhundert auf. In einem ersten 
Schritt sollten Informationen zusammengetragen und Fachleute ins Boot geholt werden wie die 
Herren Pfeuffer und Brenner von der Regierung von Unterfranken. Zu diskutieren sei auch, was 
eine Mittelschule an Platz brauche, auch dazu, wie sich der Zustand des Schulgebäudes in Es-
tenfeld darstelle. Dies habe die Diskussion „dynamisiert“. Nach den Sommerferien sei ein Archi-
tekturbüro beauftragt worden, sich mit dem Zustand der Schulgebäude zu beschäftigen und 
auch die Frage zu beantworten, ob und wo man eine gemeinsame Schule unterbringen könnte. 
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Dabei sei die Schule Estenfeld mangels Erweiterungsmöglichkeiten schnell ausgeschieden. 
Zwei Standorte seien übrig geblieben, und die Architekten haben die Schulgebäude anhand des 
Raumbedarfsplans der Regierung intensiv untersucht. Im Vordergrund stand dabei die Frage, 
was die Mittelschule der Zukunft brauche. 
 
In einem nächsten Schritt haben alle zehn Gemeinden eine entsprechende Matrix bezüglich der 
Bewertung der Schulstandorte anhand diverser Kriterien erarbeitet, die jeder hier schon gese-
hen habe. Ende 2016 gab es dazu die Infoveranstaltung und eine Diskussion der Erkentnnisse 
und Ergebnisse im Walderlebniszentrum Gramschatz. Gleichzeitig sollte das Thema aus rein 
pädagogischer Sicht der Schulleiter betrachtet werden. Für die Pädagogik sei die Frage „Ort 1“ 
oder „Ort 2“ nicht so entscheidend, sondern vielmehr, ob es einen oder zwei Schulstandorte 
geben solle. 
 
Vorgestern Abend habe man sich mit den Schulleitern und den Herren Pfeuffer und Brenner 
von der Regierung getroffen. Diskutiert wurden drei Szenarien, die jetzt im Raum stehen, mit 
ihren jeweiligen Chancen und Risiken. 
 
Variante 1 (auch: Variante A) würde bedeuten, dass acht Gemeinden einen gemeinsamen zent-
ralen Mittelschulstandort bilden. 
 
Variante 2 (auch Variante B) geht von zwei Schulstandorten aus. 
 
Variante 3 (auch: Variante C) schließlich würde heißen, dass sieben Gemeinden einen gemein-
samen Schulstandort bilden („Mini-Verbund“) und der Markt Rimpar seinen eigenen Weg – viel-
leicht mit anderen Partnern – geht. 
 
Alle fünf Pädagogen seien sich einig, dass es bei Variante 3 aus pädagogischer Sicht nur Ver-
lierer geben könne; das sei insgesamt kein zukunftsorientiertes Modell. 
 
Bei Variante 1, so Frau Lilienbecker, zeigen sich etliche Chancen, aber auch einige Risiken. So 
falle das Eingebundensein der Schule ins Vereinsleben und in das sonstige Gemeindegesche-
hen weg. Bei einer größeren Schule kenne man Schüler und Betriebe nicht mehr, der Umgang 
mit auffälligen Schülern oder Problemschülern sei nicht mehr so intensiv gewährleistet. Die 
Schülerschaft sei insgesamt schwieriger zu handhaben, die Atmosphäre sei nicht mehr so fami-
liär. Zu allem gebe es natürlich auch gegenteilige Auffassungen. So werden Vorteile und Chan-
cen beispielsweise in einem Netzwerk im Nahbereich gesehen; es gebe mehr und andere Mög-
lichkeiten der Betreuung und Unterstützung; der Organisationsaufwand reduziere sich; an ei-
nem Standort könnte man ein erweitertes pädagogisches Spektrum bieten und habe mehr Vari-
ationsmöglichkeiten. 
 
Bei Variante 2 sei man sich nicht einig gewesen, wobei man schon eine sinnvolle Aufteilung 
finden und sich absprechen könnte, was aber bisher noch nicht so richtig funktioniert habe. Die 
Aufteilung der M-Klassen sehe man als Gefahr, ebenso das Problem des Abwerbens von Schü-
lern bei Schulen, die ums Überleben kämpfen; zudem seien Förderlehrer nicht permanent an-
sprechbar. Diese Dinge habe man intensiv diskutiert. 
 
Insgesamt habe sich ein recht klares Meinungs- und Stimmungsbild zugunsten der Variante 1 
ergeben (4 Zustimmungen), eine Zustimmung für Variante 2. Dagegen sei Variante 3 keinesfalls 
in Frage gekommen, da es hier nur Verlierer geben könne; sie sei deshalb als obsolet zu be-
zeichnen. 
 
Konsens bestehe allseits auch, dass aus pädagogischer Sicht in absehbarer Zeit eine Ent-
scheidung getroffen werden müsse, damit man sich wieder auf seine eigentlichen Aufgaben 
konzentrieren könne. Eine mangelnde Planungssicherheit sei für jede Schule schlecht und brin-
ge nur Unruhe herein. Die Bürgermeisterrunde sehe das genauso, auch wenn es sich freilich 
um schwierige Entscheidungen für alle Beteiligten handle. Von fast allen beteiligten Gemeinden 
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liegen die Ratsbeschlüsse bereits vor, nur Rimpar fehle noch. Von allen gewünscht werde eine 
Entscheidung noch vor den Sommerferien, damit man die nächsten Schritte einleiten könne und 
wieder Ruhe in der Schullandschaft einkehre. 
 
Herr Pfeuffer erklärt, in der Sache eigentlich außen vor zu sein. Rechtslage sei die, dass sich 
die Mittelschulen per Vertrag zu einem Verbund zusammengeschlossen haben. Also entschei-
den auch die Vertragspartner über die Zukunft. Regierung und Schulamt seien eingeladen wor-
den, um ihre Sichtweise zur Idee, die Schulen zusammenzuschließen, zu äußern. Nach den 
Erfahrungen im Landkreis Würzburg begrüße man das Vorhaben; man plädiere dafür, die Idee 
weiter zu verfolgen, denn letztlich gehe es um eine leistungsfähige Schule. Schulorganisato-
risch könne das unterrichtliche Angebot an einem Standort weitergefasst werden, Unterstüt-
zungssysteme seien aus pädagogischer Sicht möglich. Man begrüße deshalb eine gemeinsame 
Schule, wobei der Standort nicht der tragende Aspekt aus seiner Sicht sei. Das Know-How in 
Rimpar sei zweifellos groß, die Schule biete eine ungemeine Vielfalt. Die Kompetenz der Rimp-
arer Schule könne aber genauso gut auch in einer gemeinsamen Schule eingebracht werden. 
Man wolle eine leistungsfähige Schule, in dem die Schüler zwischen Angeboten wählen könn-
ten. Im Moment finde geradezu ein Wettbewerb um Schüler statt, um die Standorte zu erhalten, 
wobei auch Schüler von außerhalb aufgenommen werden. Dieser Wettbewerb sei für die Schu-
len nicht gut. Eine größere organisatorische Einheit könne das besser leisten. Es gebe im 
Landkreis ein anderes Beispiel, bei dem ein Vertragspartner aus dem Verbund ausgeschieden 
sei und sich woanders angeschlossen habe. Da gab es einmal eine Mindestgröße von 300 
Schülern als Vorgabe. Schließlich müsse das Schulamt aber mit der politischen Entscheidung 
hier leben. Er wünsche dem ganzen Projekt jedenfalls einen guten Verlauf. 
 
1. Bürgermeister Losert dankt Frau Lilienbecker und Herrn Pfeuffer für ihre Vorträge. In erster 
Linie gehe es bei der ganzen Sache um die Gefühlslage von Schülern, des Lehrkörpers und 
der Eltern, des Elternbeirates und auch Seniorenrates. Zweitens sei zu konstatieren – Herr 
Pfeuffer habe es angesprochen -, dass man hier in Rimpar eine tolle Schule habe, zweimal sei 
sie als „Starke Schule“ vom Kultusminister in München ausgezeichnet worden. Es stelle sich – 
um ein Bild zu bemühen - das Gefühl ein, dass man hier ein blühendes Feld habe, das jetzt 
umgepflügt werden solle. Man verfüge in Rimpar über gewachsene Strukturen; man habe nicht 
nur ein Gebäude mit vier Außenmauern – nein, die Schule lebe hier! Man wolle hier nichts um-
pflügen, nichts von alledem lasse sich verpflanzen. Das bewege die Menschen in Rimpar! Und 
man habe ja schon fast einmal die „Scheidung vollzogen“. Es wurde seinerzeit hier aber aufge-
zwungen, im Schulverbund zu bleiben. Bezüglich Variante C sei eine Aussage des Schulamtes 
wichtig, dass der dritte Partner im Bunde auch einen anderen Weg gehen könne, wenn er das 
wolle; das wäre hier eine ganz wichtige Sache. Im Übrigen sei er heute von der Gemeinde 
Waldkirchen in Niederbayern angerufen worden, dort habe man großes Interesse am Rimparer 
Ausbildungsplatzpakt. Derzeit wisse man aber noch nicht, wie lange das noch funktioniere. Die 
Fraktionen des Gemeinderats sollten sich nun aus ihrer Sicht zum Thema äußern. 
 
Ratsmitglied Weidner erklärt für die CSU-Fraktion, zum Thema schon mehrere Veranstaltungen 
besucht zu haben. Er stimme Frau Lilienbecker zu, dass es drei Möglichkeiten gebe; eine Vari-
ante müsse es letztlich werden. Was aber noch nicht passe: Es fehlten derzeit noch die Grund-
lagen, die man für eine solch weitreichende Entscheidung brauche. Zudem gebe es wider-
sprüchliche Aussagen. Einige hier im Rat hatten damals schon mitentscheiden müssen, ob man 
sich nach Veitshöchheim wenden oder sich dem Verbund Markward-von-Grumbach Mittelschu-
le anschließen solle. Er möchte eine Aussage von Herrn Pfeuffer haben: Dürfe man sich auch 
woanders hin orientieren und Gespräche führen? Dann sei die Verwaltung zu beauftragen, 
eben diese Gespräche aufzunehmen. Am Elternabend sei zu hören gewesen, dass Estenfeld 
und Unterpleichfeld bereits Gespräche geführt haben; Herr Schlier habe da ausgeführt, dass 
diese Schulen als Mittelschulen überlebensfähig wären. Das erleichtere die Entscheidung, sich 
anderweitig zu orientieren. Während Rimpar noch treu zum Mittelschulverbund stehe, haben 
sich die anderen offensichtlich bereits hinter dem Rücken des Marktes Rimpar positioniert. Man 
habe hier eine mehrfach ausgezeichnete Schule, die man nicht zerschlagen wolle. Denn wenn 
man hier die Schule verliere, verliere man weit mehr als „nur eine Schule“. Mit zwei Standorten 
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mache man zunächst einmal nichts falsch. Die Unterpleichfelder Schule sei bei weitem nicht 
saniert, da gebe es deutliche Informationen in diese Richtung. Hier dagegen sei die Schule mit 
hohem Aufwand saniert, das Brandschutzkonzept wurde überarbeitet. Das dürfe man nicht un-
terschätzen. Und den Aufwand für einen möglichen Schulneubau, der Millionen an Steuergel-
dern verschlinge, müsse man erst einmal rechtfertigen. Und wenn die Schule aus den Nähten 
platzen sollte, könne man später immer noch entsprechende Überlegungen anstellen. Im Hin-
blick auf die Schulpolitik des Landes Bayern sei im Übrigen die Zukunft der Mittelschule im Mo-
ment völlig ungewiss. Unser Schulverbund sei der größte im Landkreis, wobei diverse Zahlen 
im Umlauf seien; manche sagen 500 Schüler, andere wiederum 300 oder 250 Schüler. Am 
19.01.2017 sei hier beschlossen worden, zu untersuchen, ob die Mittelschule in Unterpleichfeld 
und Rimpar an zwei Standorten gegründet werden könne. Somit sei ein Beschluss erst bei Vor-
liegen dieser Daten möglich. 
 
Ratsmitglied Schmid stimmt diesen Ausführungen voll und ganz zu. Das seien einfach Fakten 
und Unwägbarkeiten, die auf dem Tisch liegen. Im Walderlebniszentrum habe man von mindes-
tens 300 Schülern für die Mittelschule gesprochen, als Idealzahl wurde „500 + X“ bezeichnet, 
inzwischen halte man eine Mittelschule schon bei 230 Schülern für überlebensfähig. Im Walder-
lebniszentrum sei vorgetragen worden: Entweder machen alle mit, damit die Schule Nord über-
leben könne. Wenn aber einer ausschere – damit war wohl der Markt Rimpar gemeint – sei er 
derjenige, der die Mittelschule gefährde. So sei in Richtung der Rimparer Vertreter argumentiert 
worden. Bei Variante 2 sei man gar nicht so weit auseinander. Wenn Estenfeld sich nicht betei-
ligen könne, müsse man dort eben die Schule sanieren. Natürlich setze man sich dort für den 
Schulstandort ein. Aber vom Gebäude her betrachtet habe man hier in Rimpar die optimalen 
Voraussetzungen. An zweiter Stelle folge dann Unterpleichfeld, wenn dort noch investiert wer-
de. In Estenfeld habe man wohl einen ungleich höheren Sanierungsaufwand. Neu sei für ihn die 
heute gehörte Information, dass das Schulamt außen vor sei – das werde aber gerne zur 
Kenntnis genommen. Bei Variante 2 könne man auch eine Leitung für zwei Gebäude haben, 
das sei bei Firmen in der Privatwirtschaft bisweilen auch so. Er selbst sei 17 Jahre in der Ge-
werkschaft im Bereich Berufsbildung tätig gewesen und wisse, unter welchen Schwierigkeiten 
Schüler aus Hauptschulen einen Ausbildungsplatz bekommen. Hier in Rimpar habe man es 
geschafft, Schulabgänger weitestgehend in Ausbildungsplätze unterzubringen, weil sich die 
örtliche Unternehmerschaft bereit erklärt habe, den Schülern eine Chance zu geben. Ob sich 
das in Zukunft, wenn man hier keinen Schulstandort mehr habe, noch in der Form aufrecht er-
halten lasse, sei sehr stark zu bezweifeln – man habe Angst um die Kinder und Jugendlichen, 
die künftig einen Ausbildungsplatz suchen. In Rimpar gebe es sehr viele Bürger, die inzwischen 
im Seniorenrat aktiv sind und sich einbringen; ob die sich künftig ins Auto setzen und nach Un-
terpleichfeld fahren, um das gleiche ehrenamtliche Engagement an den Tag zu legen, sei eben-
falls sehr zweifelhaft. Und es wäre sehr bedauerlich, wenn die Schüler dieses ehrenamtliche 
Engagement künftig nicht mehr bekommen würden. Ein letzter Punkt sei der finanzielle Aspekt 
der Sache: Er sei Bürger in diesem Staat, und wenn man Staatsgelder zum Fenster hinauswer-
fe, habe er etwas dagegen. Man verfüge in Rimpar über ein Schulgebäude in einem Topzu-
stand – warum wolle man ein solches Gebäude in Zukunft leer stehen lassen und anderswo 
Millionen ausgeben, nur damit an einem Standort alle Schüler hineingehen können? Wenn man 
vor fünf Jahren mit der Landesregierung über die Entwicklung des Gymnasiums bezüglich G 9 
gesprochen hätte, hätte man eine Abfuhr bekommen. Bei den Mittelschulen wisse man heute 
auch noch nicht, wie sie sich schülerzahlmäßig und inhaltlich weiterentwickle, das stehe heute 
noch in den Sternen. Die künftige Zuwanderung sei ebenfalls unklar, der Bedarf gar nicht ab-
schätzbar. Seitens der SPD-Fraktion plädiere man dafür, zunächst die Mittelschule mit zwei 
Standorten offen zu halten; die weitere Entwicklung wäre zu beobachten, in vier oder fünf Jah-
ren könne man die Sache erneut auf den Tisch legen und diskutieren. Keinesfalls sollte man 
zum heutigen Zeitpunkt eine Entscheidung treffen, die sehr teuer sei und viele bewährte Struk-
turen zerstöre. 
 
Ratsmitglied Voll schließt sich für die RL-IGU Fraktion vollinhaltlich den Vorrednern an. Man 
müsse auch die Schüler sehen, die sich hier ehrenamtlich engagieren. Es sei schön zu sehen, 
wenn sie stolz auf ihre Arbeit seien und Lob und Anerkennung aus der Bevölkerung bekämen. 
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Wenn man gewachsene Strukturen wie die Ausbildungsplatzgarantie, die Einbindung von Stu-
denten, des Seniorenrats und der Vereine einfach „umpflüge“, wachse das mit Sicherheit nicht 
so schnell an einem neuen Standort nach. Warum könne man nicht zwei Standorte realisieren; 
was in Rimpar schon so erfolgreich laufe, könne man auch am anderen Standort etablieren, so 
dass die Mittelschule insgesamt aufgewertet werde. Man würde hier sehr viel verlieren, was 
woanders wohl nicht zu realisieren sei. 
 
Herr Zier trägt vor, dass der Seniorenrat nicht verstehe, warum eine starke, in der Gemeinde 
und Bevölkerung derart tief verankerte Schule wie die Rimparer Mittelschule aufgelöst werden 
solle. Die Schule habe für ihre Arbeit und ihr Engagement die verschiedensten Auszeichnungen 
bekommen. Es gebe Kurse von Lehrkräften und Schülern für Senioren, umgekehrt haben Seni-
oren in der Schule mitgeholfen beispielsweise bei Lese- und Förderunterricht. Man sei hier sehr 
stark zusammengewachsen. Mittelschüler brauchen kleine Klassen, keine großen Schulen. Er 
habe starke Zweifel, ob eine neue große Schule das alles leisten könne, wenn man sich hier die 
Kooperation anschaue. Vorhin sei von einer leistungsfähigen Mittelschule gesprochen worden – 
die gebe es hier in Rimpar schon. 

 
1. Bürgermeister Losert hält es für ungerecht und die Beschneidung eines Grundrechts, wenn 
man 20 % eines Jahrganges diktiere, in welche Schule im Rahmen eines Schulsprengels sie 
hinzugehen haben; sei das nicht eine Verfassungsklage wert? Und Wettbewerb belebe schließ-
lich das Geschäft, wie in der freien Wirtschaft auch. Die Rechtslage sei im Moment nicht in Ord-
nung, das sei eine Ungerechtigkeit, die man so nicht hinnehmen sollte. 

 
Ratsmitglied Weidner fragt Herrn Pfeuffer, ob die Variante 3 (Variante C) eine zulässige Varian-
te sei. 
 
Dies würde, so Herr Pfeuffer, eine neue Situation schaffen, die mit der Regierung besprochen 
werden müsste. Er würde dort aus der heutigen Sitzung berichten und die Informationen an die 
Herren Brenner und Eyrich weitergeben. Fakt sei, dass die Sprengelpflicht gesetzlich festgelegt 
sei, da könne keiner etwas dran machen. Freilich verstehe er die vorgetragenen Aspekte und 
auch die Absicht des Bürgermeisters, die beste Schule herauszusuchen. Er warne aber aus-
drücklich von einem Wettbewerb dergestalt, dass eine Schule zur „good school“ und die andere 
zur „bad school“ werde. Das Schulamt wisse sehr wohl, was draußen an den Schulen vor sich 
gehe, und ehrenamtliche Arbeit gebe es auch an anderen Schulen, nicht nur in Rimpar. Er 
selbst plädiere für ein größeres Schulmodell. Man müsse sich auf politische Entscheidungen 
einstellen, wobei das Prozedere möglichst bald angestoßen werden müsse, damit wieder Schu-
le ohne Ängste und Ressentiments gemacht werden könne. 
 
Frau Lilienbecker erwähnt, dass es schon sieben Beschlüsse anderer Gemeinden gebe. 
 
Ratsmitglied Schmid erklärt, dass die SPD-Fraktion die Varianten B oder C in Erwägung ziehe. 
 
Frau Lilienbecker stellt klar, dass sie hier nur die Ergebnisse des pädagogischen Workshops 
präsentiere; zu den Gebäuden müssten die Architekten eine Aussage treffen. 
 
Zu dieser Aussage betont der Vorsitzende, dass Herr Schubert zweimal hier gewesen sei und 
nur nach Problemen gesucht habe. Im Übrigen wäre es doch eine Arbeitserleichterung, wenn 
ein Wettbewerb eröffnet würde. 
 
Ratsmitglied Michel kommt auf die schon vorliegenden sieben Ratsbeschlüsse in anderen Ge-
meinden zu sprechen; das sei für ihn einer der Umstände, die hier Misstrauen schüren. In El-
ternbeiratssitzungen sei schon gesagt worden – und in der Main-Post am nächsten Tag auch 
nachzulesen -, dass eigentlich alles schon „abgekartet“ sei. Man sei hier in Rimpar außen vor. 
Schon vor Jahren habe man vor der Entscheidung gestanden, damals sei gesagt worden, man 
müsse hier bleiben. Das Problem holt einen immer wieder ein. Er bitte ausdrücklich, Variante C 
zu untersuchen, die Chance zum Ausstieg müsse erhalten werden. In den letzten Jahren sei 
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schon immer gegenseitiges Misstrauen im Schulverbund gewesen, diese Konstellation passe 
einfach nicht. 
 
Ratsmitglied Weidner kommt auf den nächsten Tagesordnungspunkt – Mittelschule Schwanfeld 
– zu sprechen, da habe man gar nichts dagegen. Das werfe Rimpar aber noch weiter an den 
Rand. Bei Variante B oder C sei eine Umsprengelung kein Problem. 
 
Ratsmitglied Schmid erklärt in Richtung Presse, dass es in der Fraktion sauer aufgestoßen sei, 
was das letzte Mal in der Main-Post zu diesem Thema zu lesen war. Ein derart einseitiger 
Standpunkt der Redakteurin habe überhaupt nicht gefallen; es sei inakzeptabel, wie man als 
Markt Rimpar an den Rand gedrängt und als der „Schlimme“ im Verfahren dargestellt wurde. 
 
Nach diesem Statement schließt 1. Bürgermeister Losert die Diskussion dieses Tagesord-
nungspunkts und bedankt sich bei Frau Lilienbecker und Herrn Pfeuffer für die Teilnahme. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 

4 
Auflösung Mittelschule Schwanfeld Zustimmung zur Änderung des 
Schulsprengels des Mittelschulverbundes Markward v. Grumbach 

 

 
1. Bürgermeister Losert erläutert den Sachverhalt anhand des Schreibens der Regierung von 
Unterfranken vom 16.03.2017.  
 
Demnach sei im Zuge der Auflösung der Mittelschule Schwanfeld die Umsprengelung der Ort-
steile Dipbach, Gemeinde Bergtheim, und Püssensheim, Gemeinde Prosselsheim, in den Mit-
telschulverbund Markward von Grumbach geplant.  
 
Die Verwaltung sehe keinen Grund, die Zustimmung zu verweigern. 
 
Beschluss: 
 
Der Marktgemeinderat stimmt der Umsprengelung der Ortsteile Dipbach, Gemeinde 
Bergtheim, und Püssensheim, Gemeinde Prosselsheim, in den Mittelschulverbund 
Markward von Grumbach zu. 
 
Beschlossen Ja 15  Nein 1   
 

5 
Erneuerung der Brücke über die Pleichach und Hochwasserfreile-
gung im Zuge der Riemenschneiderstraße in Maidbronn Vorstel-
lung der Vorplanung 

 

 
1. Bürgermeister Losert verweist auf die Beauftragung des Ingenieurbüros Maier zur Vorpla-
nung der bestehenden Brücken auf Höhe der Riemenschneiderstraße 11 und 15 in Maidbronn.  
 
Herr Nuber nimmt Bezug auf die hier schon vorgestellten Planungen. Er zeigt anhand eines 
Planes die Problematik der Querung über die Pleichach auf. Die Brücke über die Pleichach 
müsse erst noch mit dem Wasserwirtschaftsamt abgestimmt werden. Zudem gehe es um die 
Brücke über den Mühlgraben. Beide Bauwerke, die sich in einem sehr schlechten Zustand be-
finden, habe man in der Vergangenheit schon untersucht. Sie seien von den Abmessungen her 
viel zu gering. Das Wasserwirtschaftsamt habe die Abflussmengen bei einem 100-jährigen 
Hochwasser mitgeteilt. Die Hochwasserlinie gehe weit über die Wiesenstraße hinaus bis hinter 
zur Klosterstraße. Beide Brücken seien viel zu klein und können die Wassermengen eines 100-
jährigen Hochwassers keinesfalls ableiten. Er zeigt sodann das Bauwerksbuch und erläutert die 
technischen Daten der Brücken. Die Pleichachbrücke sei in einem sehr schlechten Zustand, 
eine Sanierung sei sehr fragwürdig. 
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Auf Nachfrage von Ratsmitglied Schmid nach dem Überschwemmungsbereich zeigt Herr Nuber 
diesen anhand des Planes. Durch die Aufstauung laufe des Wasser links und rechts an den 
Brücken vorbei. 
 
Dazu erklärt Herr Nuber, dass beide Bauwerke höchstens 15 % der Hochwassermenge bei ei-
nem 100-jährigen Hochwasser abführen, der Rest laufe über das Gelände ab. Bei einem solch 
extremen Hochwasser stehen die Grundstücke zwischen Pleichach und Wiesenstraße einen 
Meter unter Wasser. Auch der Abflussquerschnitt der Brücke über den Mühlgraben sei viel zu 
klein, die Bauwerksprüfung habe einen sehr schlechten Zustand des Bauwerks gezeigt; die 
Brücke müsse auf jeden Fall saniert oder erneuert werden. Das sei letztlich eine Frage der 
Wirtschaftlichkeit. 
 
Seine Aufgabe, so Herr Nuber, sei zu überlegen, was man in diesem Bereich tun könne. Im 
Ergebnis gehe es darum, durch den Neubau der Brücken im Zuge der Riemenschneiderstraße 
die Tragfähigkeit der Brücken zu erhöhen, einen regelkonformen Straßen- und Gehwegquer-
schnitt herzustellen und den Abflussquerschnitt soweit zu vergrößern, dass die Pleichach im 
Hochwasserfall nicht mehr ausufert. Dabei müsse im Bereich Klostermühle berücksichtigt wer-
den, dass noch ein Wasserrecht existiere. Die Brückenöffnung der Pleichachbrücke, sog. „Lich-
te Weite“, müsse 15 m betragen, um den Abfluss durchleiten zu können. Beiderseits brauche 
man Dammbauwerke bis 0,3 m Höhe. Auf diese Weise könne man das gesamte Wasser in die-
sem Bereich schadlos von Norden her kommend Richtung Rimpar durchleiten. Die in diesem 
Bereich stehende Scheune stünde dem Vorhaben allerdings im Wege und müsste zur Hälfte 
abgebrochen werden. Bei Sanierung der Brücken wäre eine Ersatzverbindung zur Wiesenstra-
ße erforderlich, das wäre eine Argumentation zur Finanzierung über GVFG. Die Hochwasser-
freilegung an sich wäre über die Wasserrechtsbehörden zu finanzieren. Die Ersatzbrücke zur 
Wiesenstraße könne man hier mit einbeziehen. Bezüglich der Förderung des Straßenbaues 
Brücke und der Hochwasserfreilegung könnte man also zweigleisig fahren. 
 
Ratsmitglied Schmid erkundigt sich nach der prozentualen Größenordnung der staatlichen För-
derung. Herr Nuber beziffert diese im Wasserbereich mit max. 50 %; über GVFG sei wohl ein 
Fördersatz von 70 % denkbar. 
 
Ratsmitglied Weidner kommt auf die Überschwemmung der Wiesenstraße um 1 m bei einem 
100-jährigen Hochwasser zu sprechen. Herr Nuber erklärt, dass nach der Maßnahme nichts 
mehr unter Wasser stehe; Maidbronn wäre dann hochwasserfrei. 
 
1. Bürgermeister Losert erklärt dazu, dass der Mühlbach einen Stahldurchlass bekomme. Alle 
Brücken werden eingedeicht und bekommen einen größeren Durchflussquerschnitt. Das erfor-
dere Grunderwerb und umfangreiche bauliche Maßnahmen. 
 
Ratsmitglied Michel erwähnt, dass man im Bereich der Dammbauwerke einen recht starken 
Grünbewuchs habe. Eine Einhausung als Damm würde dieser Ecke sehr viel Charme nehmen. 
Und wieviel müsse von der Scheune beseitigt werden? Das sei im Ort eine markante Stelle. 
 
Herr Nuber erklärt, dass die Scheune etwa zur Hälfte beseitigt werden müsste. 
 
Ratsmitglied Schmid fragt, ob bei einer Breite von 15 m nicht auch das Gebäude der ehemali-
gen griechischen Gaststätte im Weg stehe. Herr Nuber antwortet, dass dies nicht der Fall sei, 
der „Grieche“ gehöre zu einem anderen Bereich über den Mühlgraben hinweg. 
 
Ratsmitglied Dernbach hofft, sich heute noch nicht entscheiden zu müssen. Beim ehemaligen 
„Griechen“ sei ein künftiger Dorfplatz geplant. Ein Wasserlauf werte einen solchen zentralen 
Platz ungemein auf – der Traum wäre ein Dorfplatz mit einem fließenden Bach. Ideal wäre, 
wenn dieser nicht nur ein kleines Rinnsal, sondern ein richtig fließendes Gewässer sei. 
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Ratsmitglied Pototzky bittet Herr Nuber um eine Aussage, wie sich die Auswirkungen bachab-
wärts Richtung Rimpar darstellen. 
 
Es gebe hier, so Herr Nuber, keinerlei Auswirkungen. Die Hochwassergrenze ziehe im weiteren 
Verlauf von den Gebäuden weg, so dass Rimpar selbst nicht betroffen sei. 
 
1. Bürgermeister Losert kann nachvollziehen, worauf Ratskollege Pototzky abziele; es gehe um 
einen Korridor, der Möglichkeiten für Renaturierungsmaßnahmen eröffne. 
 
Herr Nuber betont, dass dies selbstverständlich möglich sei. Renaturierungsmöglichkeiten oder 
die Anlage von künstlichen Seen ließen sich ohne weiteres realisieren. 
 
Ratsmitglied Weidner kennt die Situation als Anwohner schon sehr lange. Er habe den Wunsch, 
dass man seitens der Verwaltung zeitnah auf die Anwohner zugehe; man sollte ihnen verdeutli-
chen, dass man am Beginn der Planung stehe und sich jeder einbringen könne, das wäre für 
die Anwohner ein wichtiges Signal. Schließlich gehe es um einen sensiblen Bereich und die 
wichtige Hochwasserproblematik. Die mögliche Gestaltung, Renaturierung und der Wegebau 
müssten in der Öffentlichkeit als Chance herübergebracht werden. Die Bürger sollten sich ent-
sprechend einbringen, das könne man bei der Bürgerversammlung 2017 auf die Agenda setzen 
– er bitte um eine gute Öffentlichkeitsarbeit! 
 
Herr Nuber meint, dass es heute lediglich um die Vorstellung von Ideen gehe. Auch ein Grün-
planer müsse selbstverständlich mit ins Boot.  
 
Ratsmitglied Dernbach bittet um eine 3 D-Animation des Projektes; diese wäre ideal, dann kön-
ne sich jeder räumlich vorstellen, wie der Bereich hinterher aussehe. Eine solche Animation ist 
nach Auskunft von Herrn Nuber selbstverständlich machbar. 
 
1. Bürgermeister Losert dankt Herrn Nuber für seine Teilnahme und die Ausführungen. Es wird 
an dem Vorhaben entsprechend weitergearbeitet, Gespräche mit den Anwohnern werden zu 
gegebener Zeit geführt. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 

6 

Bebauungsplan "Windkraft Meilenhöhe" - Gramschatz; Abwägung 
der zum Entwurf des Bebauungsplans eingegangenen Stellung-
nahmen entsprechend der von der Klärle GmbH erarbeiteten Ab-
wägungstabelle. 

 

 
1. Bebauungsplan Windkraft Meilenhöhe – Abwägung 

 
1. Bürgermeister Losert führt aus, dass ein Einzelvortrag der Einwendungen durch Herrn Ett-
wein mit den jeweiligen Abwägungsvorschlägen erforderlich sei. Persönliche Beteiligungen von 
Ratsmitgliedern sind nach wie vor nicht gegeben. 
 
Ratsmitglied Schmid meint, dass man es mit 31 Seiten zu tun habe und man ja letztlich schon 
einmal alles behandelt habe. Er schlage also vor, heute nur die Änderungen zur bisherigen 
Sachlage aufzurufen und alles andere zur Kenntnis zu nehmen. 
 
Herr Ettwein antwortet, dass man sich trotzdem noch einmal mit jeder einzelnen Position befas-
sen müsse und zeigt das Plangebiet auf. Es seien jetzt noch mehr Stellungnahmen eingegan-
gen, und zwar von sechs Nachbargemeinden und 17 Behörden. Auch die Bürgerstellungnah-
men hätten sich deutlich gesteigert und seien auf über 500 angewachsen. 
 

1. Gemeinde Hausen bei Würzburg  
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Die Gemeinde Hausen bei Würzburg erhebt gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Windkraft Meilenhöhe Gramschatz“ des Marktes Rimpar in der Fassung vom 19.01.2017 keine 
Bedenken und Anregungen. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

2. Stadt Würzburg 
Seitens der Stadt Würzburg werden keine Anregungen vorgebracht. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

3. Gemeinde Unterpleichfeld 
Gegen den Bebauungsplan werden keine Einwände erhoben. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

4. Regierung von Oberfranken 
Nach den hier vorliegenden Unterlagen werden durch o.g. Vorhaben keine derzeit von der Re-
gierung von Oberfranken – Bergamt Nordbayern – wahrzunehmenden Aufgaben berührt. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

5. Bayernwerk 
Die Netze der Gasversorgung Unterfranken GmbH (Gasuf) sind an die Energienetze Bayern 
GmbH verpachtet. Die Betriebsführung liegt bei der Bayernwerk AG (seit 01.07.2013 Nachfolger 
der E.ON Bayern AG). Die Gemeinde Gramschatz befindet sich außerhalbe unseres Versor-
gungsbereiches. Somit bestehen unsererseits keine Bedenken gegen die Aufstellung des Be-
bauungsplanes. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

6. Bayerisches Landesamt für Umwelt 
Vom LFU zu vertretende Fachbelange (z.B. Rohstoffgeologie, Geotopschutz, Geogefahren, 
vorsorgender Bodenschutz) werden weiterhin nicht berührt bzw. wurden nach unserem Schrei-
ben 15-8681.1-8072/2016 vom 02.11.2016 ausreichend berücksichtigt. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Beschluss:  14 : 2 
 

7. Gemeinde Estenfeld 
Der Bauausschuss der Gemeinde Estenfeld nimmt den Bebauungsplan „Windkraft Meilenhöhe 
Gramschatz“ zur Kenntnis. Anregungen sind keine veranlasst. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

8. Unterfränkische Überlandzentrale 
Keine weiteren Einwände. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme wird zur Kenntnis. 
 

9. Handwerkskammer Unterfranken 
Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 24.10.2016, in denen wir bereits die Sichtweise 
der Handwerkskammer für Unterfranken dargelegt haben. Hinsichtlich der geplanten Änderun-
gen haben wir als Vertreter der unterfränkischen Handwerkswirtschaft grundsätzlich keine Be-
denken. 



Sitzung des Marktgemeinderates vom 27.04.2017 Seite 12 
 

 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

10. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Würzburg 
Zum Status Landwirtschaft im Sondergebiet  
Es wird begrüßt, dass unsere Anregung in den Festsetzungen aufgenommen wurde.  
 
Zur Folgenutzung/Rückbau nach Aufhebung des Sondergebietes 
Es wird begrüßt, dass ein städtebaulicher Vertrag abgeschlossen wurde. Da deren Inhalt dem 
AELF Würzburg nicht bekannt ist, wäre es aus Sicht der Landwirtschaft sinnvoll, wenn dort oder 
im Bebauungsplan noch Folgendes geregelt würde:  
Von Seiten der Landwirtschaft wird es als wichtig erachtet, einen festen Zeitraum z. B. 6 Monate 
für den Rückbau nach Beendigung der Nutzung festzulegen. Es wird gefordert, dass alle Bau-
teile, Kranstellflächen, Zuwegungen, auch die unter der Erde verlegten Kabel und Fundamente 
(Tiefe 4m) nach Nutzungsende zu entfernen sind. Ebenfalls festzulegen ist, dass die landwirt-
schaftlichen Nutzflächen ordnungsgemäß so zu rekultivieren sind, dass eine gleich ertragreiche 
landwirtschaftlich Nutzung wie vor dem Bau möglich wird. Der Boden ist getrennt nach C-
Horizont, B-Schotterflächen mit der Erde nicht vermischen ist vorher ein Geovlies einzubauen.  
Es fällt auf, dass anders als sonst üblich keine genaue Zeitraumbegrenzung für das `Sonstige 
Sondergebiet Windkraft´ festgelegt wurde. Nach § 9 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) besteht 
die Möglichkeit die Folgenutzung „ Flächen für die Landwirtschaft“ schon jetzt festzulegen. Auch 
wenn dies in ein paar Jahrzehnten erst zur Geltung kommen wird. Ist dies für die nachhaltig 
wirtschaftende Landwirtschaft bedeutend und sollte ergänzt werden.  
 
Zu Standort – Flächeninanspruchnahme – Bewirtschaftung – Restflächen 
Das AELF Würzburg bedauert, dass sich bei der Überprüfung des Standortes und des Flächen-
verbrauches keine Änderung ergeben hat. Als Beispiel für einen geringen Grundflächenbedarf 
können z. B: die drei Windkraftanlagen in der Gemeinde Hopferstadt auf den Flurnummern 252, 
1083 und 1087 mit ca. 1250 – 1800 m² Flächeninanspruchnahme pro WEA eingespart und mul-
tipliziert man dies für 125 Windrädern für den Landkreis Würzburg oder bei 965 Windrädern in 
Bayern, so errechnet sich ein beträchtliches Flächeneinsparungspotenzial. 
 
Zum Bodenschutz 
Im Entwurf wie in den Festsetzungen konnten keine Vorgaben (außer dem BBodSchB § 4- be-
zieht sich auf Altlasten, Schadstoffe) zum Schutz des Mutterbodens, zur fachgerechten Behe-
bung von Schäden an Dränagen oder zur Minimierung von Bodenverdichtungen gefunden wer-
den. Im Abwägungsprotokoll der Gemeinde war dies nicht vermerkt. 
 
Zur Eingriffs- und Ausgleichsregelung  
Eingriffsregelung - Versiegelung für Windkraftanlagen  
Im vorliegenden Entwurf wurde der Ausgleich für die komplette Fläche nach dem  
Leitfaden des Bay. StMLU Bauen im Einklang mit der Natur berechnet. 
Nach dem Bayerischen Windenergierlass (BayWEE vom 19.07.2016, Punkt 8.3.2 Naturhaus-
halt) entfallen für den Mastfuß Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen komplett. Nur die Erschlie-
ßungsmaßnahmen wie Netzanbindung oder Wegebau sind auszugleichen. Damit verringert 
sich der vorgeschriebene Ausgleichsbedarf von bisher 0,52 ha auf ca. 0,1 ha. Das AELF hatte 
im Vorentwurf dafür produktionsintegrierte Maßnahmen vorgeschlagen, da der Ausgleich für 
Windräder erforderlich ist.  
 
Landschaftsbild 
Mit der Berechnung für den Eingriff des Landschaftsbildes als Erzsatzzahlung von 106.667,86 € 
besteht Einverständnis. Von der `Unteren Naturschutzbehörde´ ist geplant, dass zwei landwirt-
schaftlich Flächen (Flurnummer 229, Lage Lindig 0,73 ha und Flurnummer 2464 Lage `Am Gün-
terslebener Weg 1´1 ha) von diesem Geld gekauft werden. Es handelt sich um gute Ackerflä-
chen mit Lößlehm  und Lehmboden mit Bodenwerten von 74-46 Bodenpunkten.  
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Die kleinere Fläche (0,73 ha), Lage Lindig, liegt zu einem Drittel im Wasserschutzgebiet und 
grenzt südlich an den Riedgraben. Die Bewirtschaftung als Dauergrünland wird aus landwirt-
schaftlicher Sicht und aus Gründen des Wasserschutzes als sinnvoll erachte. Zu beachten ist, 
dass evtl. auftretende Neophyten (z. B. Jakobskreuzkraut, Herkulesstaude, Ambrosia…) be-
kämpfbar bleiben müssen.  
 
Der Marktgemeinderat nimmt den Hinweis zur Kenntnis. 
 
Aus agrarstruktureller Sicht besteht kein Einverständnis für die zweite erworbene Ersatzzahlflä-
che (`Am Günterslebener Weg´ - 1ha).   
Diese und die nordwestliche angrenzende Ackerfläche (Fl. Nr. 2465 – 1,5 ha) ergeben zusam-
men insgesamt 2,5 ha und sind für eine zukunftsfähige ackerbauliche Bewirtschaftung prädesti-
niert. Die Hälfte der Ackerfläche besteht aus dem in der Gemarkung seltenen Lößlehmboden 
mit Bodenwerten 73/74. Dies ist der beste Ackerboden in diesem Umgriff (s. Luftbild mit Bonitä-
ten im Anhang). Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG §15 (3) siehe Anhang) besagt, dass 
solche Flächen nicht für dies Zwecke zu verwenden sind. Ein Drittel dieser Fläche soll als Wald 
aufgeforstet werden, was in dieser Region mit Waldreichtum nicht erforderlich angesehen wird.  
Es gibt sinnvollere Möglichkeiten, das Geld für Naturschutz auszugeben als die knappen be-
sonders guten landwirtschaftlichen Ackerflächen den praktizierenden Landwirten zu entziehen. 
Ein Flächentausch z. B. an wasserführenden Gräben, Bächen, im Wasserschutzgebiet oder für 
die Landwirtschaft nicht so ertragreichen Böden wäre zielführender und vieles andere mehr.  
 
Abwägung: 
Die Fläche befindet sich sowohl im Suchraum für Naturschutzmaßnahmen des Flä-
chennutzungsplans als auch im Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern, wonach eine 
Extensivierung der Flächen und eine Optimierung der Feuchtstrukturen anzustreben ist. 
Mit der Aufforstung kann ökologisch hochwertiger Auwald geschaffen werden. 
 
Das AELF regt an, bei der Abstimmung der Eingriffs- und Ausgleichsregelung beteiligt zu wer-
den. Das AELF wünscht aufgrund anderer negativer Erfahrung eine Beteiligung an der Planung 
der Trassen für die Erdkabel. 
Das AELF Würzburg bitte um eine Kopie der Protokolle der Abwägungen der Gemeinde Rimp-
ar. 
 
Abwägung: 
Der Hinweis wird dem Projektierer weitergegeben. 
Das Abwägungsergebnis wird mitgeteilt. 
 
Ratsmitglied Weidner fragt nach der Trassenplanung für das Erdkabel, dies sei wohl nicht Ge-
genstand des Verfahrens. Wo eingespeist werde, sei heute noch unklar. 
 
Herr Ettwein antwortet, dass sich dies nach der örtlichen Bauvorschrift richte und im BImSch-
Verfahren geprüft werde. Die Leitung sei auch außerhalb des Bereichs als Erdkabel ausgestal-
tet. 
 
Beschluss: 13 : 3 
 

11. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Würzburg -  Forst 
Gegen die vorgelegte Planung werden aus forstlicher Sicht keinerlei Einwände erhoben. Wald 
im Sinne des Bayerischen Waldgesetzes (BayWaldG) ist nicht betroffen. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

12. Deutsche Funkturm Zentrale 
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Zu den erfolgten Änderungen (konkrete Ausgleichsflächen, ergänzte textliche Festsetzungen, 
Schall- und Schattengutachten) mit dem Entwurf des Bebauungsplans der am 19.01.2017 von 
der Gemeinde bewilligt wurde, bestehen unsererseits keine Einwände. 
Wir bitten Sie den u.a. Hinweis in der E-Mail vom 10.11.2016 zu beachten, denn nur die Bun-
desnetzagentur verfügt über eine vollständige Übersicht aller in Deutschland genehmigten 
Funkfelder.  
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

13. Gemeinde Retzstadt 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

14. Regierung von Unterfranken  
Die Regierung von Unterfranken als höhere Landesplanungsbehörde nahm bereits mit dem 
Schreiben vom 08.11.2016 zu dem im Betreff genannten Bauleitplanentwurf Stellung. Hierzu 
stellten wir fest, dass das Planungsgebiet im geplanten Vorranggebiet WK 6 „ Nordöstlich Süd-
westlich Binsbach“ gemäß der Regionalplanfortschreibung „Windkraft“ der Region Würzburg 
liegt und damit dem landesplanerischen Konzentrationsprinzip Rechnung trägt. 
Die Zwölfte Verordnung zur Änderung des Regionalplans Würzburg (RP2) betreffend das Kapi-
tel B X „Energieversorgung“, Abschnitt 5.1 „Windkraftnutzung“ trat am 23.12.2016 in Kraft. Än-
derungen bezüglich der Festsetzungen (Lage und Abgrenzung) des Vorranggebietes WK6 wur-
den nicht vorgenommen (Ziel B X 5.1.3 RP 2). Aufgrund der Neunummerierung im Rahmen der 
Ausfertigung wurde das Vorranggebiet WK 6 im Vorranggebiet WK 5 „Südwestlich Binsbach“ 
umbenannt.  
Ferner gaben wir entsprechend der Begründung zum Vorranggebiet WK 5 (vormals WK 6) Hin-
weise auf zu beachtende Fachbelange. So stellten wir fest, dass die Bauleitplanung mit dem 
Ziel B X 5.1.3 im Einklang steht, wenn die zuständigen Naturschutz-, Wasserwirtschafts- und 
Denkmalschutzbehörden dem Vorhaben zustimmen. Im Ergebnis der erfolgten Abwägung wer-
den aus wasserwirtschaftlicher, naturschutzfachlicher und denkmalpflegerischer Sicht keine 
Einwände vorgebracht, die der Bauleitplanung grundsätzlich entgegenstehen. 
 
Insofern bestehen zu den aktuell ausliegenden Planunterlagen aus raumordnersicher Sicht kei-
ne Einwände. 
Diese Stellungnahme ergeht ausschließlich aus der Sicht der Raumordnung und Landespla-
nung. Eine Prüfung und Würdigung sonstiger öffentlicher Belange ist damit nicht verbunden. 
 
Nach Aussage von Ratsmitglied Weidner habe die Gemeinde Binsbach erklärt, dort nicht zu 
bauen, also bleibe es bei zwei Windrädern, da werde es wohl keine Konzentration geben.  
 
Ratsmitglied Dernbach erwähnt das Kloster Fährbrück – wenn das keine denkmalschützerische 
Belange wären, wo denn dann? Niemand käme auf die Idee, beim Würzburger Käppele Wind-
räder zu bauen. Und in der Nähe von Fährbrück sollen welche hin. Wer gebe denn eine solche 
Stellungnahme ab? 
 
1. Bürgermeister Losert erklärt, dass man hier noch bei der Landesplanung sei. Das habe 
nichts mit Denkmalschutz zu tun, sondern verweise nur darauf; die Denkmalpflege komme spä-
ter noch. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Beschluss:  13 : 3 
 

15. Stadt Arnstein 
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Die Stadt Arnstein nimmt die Abwägung der Einwendungen durch die Marktgemeinde Rimpar 
zur Kenntnis. 
Die Einwendung hinsichtlich des Landschaftsbildes durch Entstehung eines Einzelstandortes 
werden weiter aufrecht erhalten. Durch die Vorgaben des Regionalplanes soll die Aufstellung 
von Windkraftanlagen in konzentrierten Bereichen ermöglicht werden. Gleichzeitig hat die 
Staatsregierung den Schutz der Bevölkerung durch die Einführung der 10-H-Regelung einge-
führt. Aus diesem Schutzgedanken heraus lehnt die Stadt Arnstein im überwiegenden Teil der 
WK 6 Fläche die Errichtung von Windenergieanlagen ab. Durch den Bebauungsplan „Meilen-
höhe“ entsteht ein Solitärstandort für zwei Windkraftanlagen, welcher den Zielen der Landes-
planung zuwider läuft. 
 
Abwägung: 
Im verbindlichen Regionalplan ist das Vorranggebiet WK 5 enthalten, daher entspricht 
der Bebauungsplan den Zielen der Regional- und Landesplanung. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 

16. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Die Belange der Bundeswehr sind bei der o.a. Maßnahme berührt aber bei einer max. Bauhöhe 
von 553m üNN nicht beeinträchtigt.  
 
Bei der o.a. Maßnahme bestehen bei gleichbleibender Sach- und Rechtslage seitens der Bun-
deswehr keine Bedenken und Forderungen.  
 
Sollte die Höhe 556m üNN überschritten werden, bitte ich in jedem Einzelfall mir die Planungs-
unterlagen - vor Erteilung einer Baugenehmigung - nochmals zur Prüfung zuzuleiten. 
 
Abwägung: 
An der Sach- und Rechtslage hat sich nichts geändert. 
Sollte eine Überschreitung der Höhe von 556 üNN angestrebt werden, erfolgt eine vorhe-
rige Abstimmung. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 

17. Regierung von Mittelfranken Luftamt Nordbayern 
Unsere Stellungnahme vom 11.10.2016 ändert sich nicht. 
Die Regierung von Mittelfranken-Luftamt Nordbayern erhebt gegen den o.a. Planentwurf keine 
grundsätzlichen Bedenken. Es besteht jedoch folgender Vorbehalt: Im Bauverfahren 
muss Windkraftanlagen über 100 m Höhe luftrechtlich zugestimmt werden (vgl. § 14 LuftVG). 
Insofern darf die Deutsche Flugsicherung GmbH als Gutachterstelle keinen Einwand gegen die 
zu beurteilende Windkraftanlage erheben. Dies würde zu unserer Versagung der Zustimmung 
führen. Mit Kennzeichnungsmaßnahmen an Windkraftanlagen über 100 m Höhe (Tages- und 
Nachtkennzeichnung) muss stets gerechnet werden. 
Diese Stellungnahme berücksichtigt nur die Lagebeziehung des Planungsgebietes zu beste-
henden oder geplanten zivilen Flugplätzen. Unberücksichtigt bleiben dagegen die Belange von 
Militärflugplätzen sowie von etwaigen sonstigen fliegerisch genutzten Geländen, die keinen 
Rechtsstatus als Flugplatz im Sinne des § 6 Luftverkehrsgesetz haben (z. B. Landeflächen für 
Rettungshubschrauber an Krankenhäusern). Insoweit wird gebeten, sich an die zuständige mili-
tärische Luftfahrtbehörde bzw. an den jeweiligen Träger eines evtl. betroffenen Krankenhauses 
zu wenden. 
Die Belange der Schutzbereiche von Flugsicherungseinrichtungen liegen in der Zuständigkeit 
des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung in Langen. 
 
Abwägung: 
Die Deutsche Flugsicherung wird im Zuge des Genehmigungsantrags vom Luftamt 
Nordbayern beteiligt. 
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Das voraussichtliche Erfordernis von Kennzeichnungsmaßnahmen ist bekannt. 
 
Der Hinweis auf die Belange der Schutzbereiche von Flugsicherungseinrichtungen wird 
zur Kenntnis genommen. 
 
Beschluss: 16 : 0 
 

18. Pledoc 
Mit Bezug auf Ihr o.g. Schreiben teilen wir Ihnen mit, dass in dem von Ihnen angefragten Be-
reich keine von uns verwalteten Versorgungsanlagen vorhanden sind. Maßgeblich für unsere 
Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Bitte überprüfen Sie diese Darstellung auf 
Vollständig- und Richtigkeit und nehmen Sie bei Unstimmigkeiten umgehend mit uns Kontakt 
auf. Wir beauskunften die Versorgungseinrichtungen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber: 
• Open Grid Europe GmbH, Essen 
• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
• Ferngas Nordbayern GmbH (FGN), Schwaig bei Nürnberg 
• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 
• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 
• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund 
• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 
• GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasversorgungsunternehmen mbH 
& Co. KG, Straelen 
• Viatel GmbH, Frankfurt 
Diese Auskunft bezieht sich ausschließlich auf die Versorgungseinrichtungen der hier aufgelis-
teten Versorgungsunternehmen. Auskünfte zu Anlagen sonstiger Netzbetreiber sind bei den 
jeweiligen Versorgungsunternehmen bzw. Konzerngesellschaften oder Regionalcentern geson-
dert einzuholen. 
Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen entnehmen wir 
den Unterlagen, dass die Kompensationsmaßnahmen erst im weiteren Verfahren festgelegt 
werden bzw. keine Erwähnung finden. 
Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflächen eine Betrof-
fenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht auszuschließen ist. Wir bitten um 
Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um weitere Beteiligung an diesem Verfahren. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten 
Abstimmung mit uns. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

19. Kreisjugendring Würzburg 
Keine Anregungen und Bedenken, 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

20. Autobahndirektion Nordbayern 
Die Stellungnahme vom 17.10.2016 mit den genannten Auflagen, Bedingungen und Hinweisen 
wird vollumfänglich aufrecht erhalten. 
Das Plangebiet hat einen Abstand von ca. 680m zur Bundesautobahn A7, die geplanten Stand-
orte für Windkraftanlagen sind ca. 750m (WEA2) bzw. ca. 1,2km (WEA1) von der BAB A7 ent-
fernt.  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplans besteht von Seiten der Au-tobahndirektion Nordbayern 
Einverständnis, wenn folgende Auflagen, Bedingungen und Hinweise erfüllt werden: 
 
1. Mindestabstand Straßenrecht 
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Unter Bezug auf die Gemeinsame Bekanntmachung der Bayerischen Staatsministerien des 
Innern, für Bau und Verkehr, für Bil-dung und Kultur, Wissenschaft und Kunst, der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat, für Wirtschaft und Medien, Energie und Technologie, für Um-
welt und Verbraucherschutz, für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie für Gesundheit 
und Pflege vom 19.07.2016 ist entsprechend Nr.7.10.1- Straßenrecht- die Anbauverbotszone 
und grundsätzlich auch die Anbaubeschränkungszone von Windkraftanlagen einschließlich ih-
res Rotors mit Rotorblattspitze freizuhalten. Bei Bundesautobahnen ist dies ein Bereich von 
100m ab befestigtem Fahrbahnrand. 
Bei Tank- und Rastanlagen oder Parkplätzen ein Bereich von 100m ab dem äußersten Fahr-
bahnrand innerhalb der Anlage. 
 
Der erforderliche Mindestabstand gemessen vom Mastmittelpunkt bis zum Fahrbahnrand (= 
Rand der asphaltierten Fläche) beträgt somit 100m+ Rotorradius. 
 
Abwägung: 
Die erforderlichen Mindestabstände können problemlos eingehalten werden. 
 
2. Mindestabstand wegen Eisabwurf 
Windkraftanlagen sind entsprechend Nr.7.10.2 - Eiswurf- generell so zu errichten und zu betrei-
ben, dass es nicht zu einer Gefährdung durch Eiswurf kommt. Nachdem die Gefahr des Eis-
wurfs von WEA in Bayern grundsätzlich gegeben ist, müssen geeignete betriebliche bzw. tech-
nische Vorkehrungen gegen Eiswurf, wie z.B. Eiserkennungssysteme getroffen werden, die die 
Windkraftanlage bei Eishang anhalten oder die Rotorblätter abtauen. 
 
Abwägung: 
Die Anlagen werden mit Eiserkennungssystemen ausgestattet. 
 
Entsprechend dem Schreiben der Oberen Baubehörde im Bayer. Staatsministerium des Innern 
vom 19.07.2016, Nr.IIB5-4112.79-074/14 ist bei Windkraftanlagen zunächst zu prüfen, ob es 
sich bei den Standorten um eine besonders eisgefährdete Region handelt. 
 
Handelt es sich um keine besonders eisgefährdete Region, gilt: der erforderliche Mindestab-
stand wegen Eiswurf beträgt gemessen vom Mastmittelpunkt bis zum Fahrbahnrand 1,5x (Na-
benhöhe+Rotordurchmesser). 
 
Soweit der vorgenannte Abstand wegen Eiswurfgefahr nicht einge-halten werden kann oder die 
Standorte in einer besonders eisgefährdeten Region liegen, ist für jeden WKA-Standort eine 
Einzelfallprüfung durch den Sachverständigen zu Funktionssicherung von Einrichtungen, durch 
die der Betrieb der WKA bei Eisansatz sicher ausgeschlossen werden kann oder durch die ein 
Eisansatz verhindert werden kann, vorzulegen. Es ist darauf zu achten, dass im Falle einer ggf. 
erforderlichen gutachterlichen Stellungnahme auch eine gutachterliche Bewertung des individu-
ellen und kollektiven Eiswurfrisikos für die Verkehrsteilnehmer im konkreten Einzelfall vorgelegt 
wird. 
 
Abwägung: 
Der Abstand der Anlagen zur Autobahn übersteigt bei weitem den erforderlichen Sicher-
heitsabstand, zudem sind die Anlagen mit einem zertifizierten Eiserkennungssystem 
(BLADEcontrol Ice Detector) ausgestattet, dessen Wirksamkeit von einem Sachverstän-
digen bestätigt wurde. 
 
Unter der Voraussetzung, dass das einwandfreie Funktionieren der automatisierten Abschal-
tung bei Eisbildung sichergestellt ist, kann dann die Straßenbauverwaltung die Zustimmung 
erteilen. 
 
Der Bescheid kann erst erteilt werden, wenn der Straßenbauverwaltung folgende Unterlagen 
vorliegen: 
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- Mindestabstand Straßenrecht 
- Nachweis über die Einstufung als nicht bzw. als besonders eisgefährdete Region,  
  Nachweis durch meteorologisches Gutachten 
- Bei besonders eisgefährdeter Region: gutachterliche Stel-lungnahme und Bewertung 
  (siehe oben). 
 
Abwägung: 
Die erforderlichen Mindestabstände können problemlos eingehalten werden. 
 
Weiterhin sind die nachfolgenden Auflagen, Bedingungen und Hinweise zu beachten: 
 
1. Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer ablenken können und somit geeignet sind, 
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs zu gefährden, dürfen nicht errichtet werden. Hier-
bei genügt bereits eine abstrakte Gefährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Auf 
§33 STVO wird verwiesen. 
2. Beleuchtungsanlagen sind so anzubringen, dass der Verkehrsteilnehmer auf der BAB 
A7 nicht geblendet wird. 
3. Gegenüber dem Straßenbaulastträger können keine Ansprüche aufgrund von Lärm- 
oder sonstigen Emissionen geltend gemacht werden. 
4. Die verkehrliche Erschließung, insbesondere im Hinblick auf Großraum- und Schwer-
transporte, muss Bestandteil des Genehmigungsverfahrens werden. 
 
Abwägung: 
Es sind keine Werbeanlagen vorgesehen.  
 
Die Hinweise bezüglich der Beleuchtungsanlagen, den Lärm- oder sonstigen Emissionen 
sowie der Nutzung von internen Betriebszufahrten werden zur Kenntnis genommen.  
 
Die verkehrliche Erschließung wird im Genehmigungsverfahren nach BImSchG behan-
delt. 
 
Die Autobahndirektion Nordbayern weist darauf hin, dass der grundsätzlichen Nutzung von in-
ternen Betriebszufahrten oder provisorischen Ausfahrten von der Autobahn und ihren Nebenan-
lagen aus verkehrlichen Gründen nicht zugestimmt wird. 
 
Hilfsweise tragen wir vor: 
Soweit unseren Einlassungen nicht gefolgt wird, sind sie als Widerspruch nach § 7 BauGB zu 
betrachten. 
 
Hinweis: 
Diese Stellungnahme berücksichtigt nur öffentlich-rechtliche Belange. Falls die Autobahndirek-
tion Nordbayern als Bundesstraßenverwaltung mit eigenen Grundstücken von der geplanten 
Aufstellung des BP betroffen ist, bitten wir um gesonderte Mitteilung. 
 
Beschluss: 13 : 3 
 

21. Team Orange 
Keine Anregungen und Bedenken. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 

22. Regionaler Planungsverband Würzburg 
Der Regionale Planungsverband nahm bereits mit Schreiben vom 08.11.2016 zu dem im Betreff 
genannten Bauleitplanentwurf Stellung.  
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Hierzu stellten wir fest, dass das Planungsgebiet im geplanten Vorranggebiet WK6 "Nordöstlich 
Südwestlich Binsbach" liegt und damit dem landesplanerischen Konzentrationsprinzip Rech-
nung trägt. 
 
Die Zwölfte Verordnung zur Änderung des Regionalplans Würzburg (RP 2) betreffend das Kapi-
tel B X "Energieversorgung", Abschnitt 5.1 "Windkraftnutzung" trat am 23.12.2016 in Kraft. Än-
derungen bezüglich der Festsetzungen (Lage, Abgrenzung) des Vorranggebiets WK6 wurden 
nicht vorgenommen. Aufgrund der Neunummerierung im Rahmen der Ausfertigung wurde das 
Vorranggebiet WK 6 in Vorranggebiet WK 5 "Südwestlich Binsbach" umbenannt. 
 
Ferner gaben wir entsprechend der Begründung zum Vorranggebiet WK 5 Hinweise auf zu be-
achtende Fachbelange. So stellten wir fest, dass die Bauleitplanung mit dem Ziel BX5.1.3 im 
Einklang steht, wenn die zuständigen Naturschutz-, Wasserwirtschafts- und Denkmalschutzbe-
hörden dem Vorhaben zustimmen. Im Ergebnis der erfolgten Abwägung werden aus wasser-
wirtschaftlicher, naturschutzfachlicher und denkmalpflegerischer Sicht keine Einwände vorge-
bracht, die der Bauleitplanung grundsätzlich entgegenstehen. 
 
Insofern bestehen zu den aktuell ausliegenden Planunterlagen aus regionalplanerischer Sicht 
keine Einwände. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Beschluss:  12 : 4 
 

23.1 Landratsamt Würzburg - Bauplanungsrecht/ Städtebau 
Allgemein: 
Die Rotorflächen der Windräder (Radius ca. 68 m) befinden sich teilweise außerhalb des Gel-
tungsbereiches des Bebauungsplanes und der als „Sondergebiet für Windkraftanlagen“ ausge-
wiesenen Flächen, es wurde bereits angeraten auch die vom Rotor überstrichenen Flächen 
darzustellen und so anzuordnen, dass sie sich noch innerhalb des Geltungsbereiches und da-
mit auch innerhalb der Flächen für das Sondergebiet befinden.  
Diese Aussage wird nachdrücklich wiederholt, insbesondere im Hinblick auf das Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichtes BVerwG 4 C 3.04 OVG 1 LC 276/02, welches aufführt: „Allerdings sind 
die äußeren Grenzen des Bauleitplans oder die Grenzen von Baugebieten oder Bauflächen 
(vgl. § 1 Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO) stets von der gesamten Windkraftanlage einschließlich 
des Rotors einzuhalten.“ 
Insofern könnte die Abwägung in der Sitzung des Gemeinderates vom 19.01.2017 (siehe Seite 
31 der vorgelegten Übersicht) nicht mitgetragen werden. 
 
Ratsmitglied Schmid moniert, dass bei der letzten Abstimmung wohl nicht allen klar war, dass 
die Anlagen derart aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans hinausragen, wie man heute 
höre. Die letzte Beschlussfassung erfolgte wohl also aufgrund einer unvollständigen Faktenla-
ge. 
 
Herr Ettwein erklärt hierzu, dass seinerzeit die Baugrenze für das Fundament festgelegt wurde. 
An der Situation an sich ändere sich gar nichts. Es werde also vorgeschlagen, den Geltungsbe-
reich entsprechend anzupassen. 
 
Ratsmitglied Schmid beantragt zu diesem Punkt eine separate Abstimmung, weil dieser nicht 
mitgetragen werde. 
 
Beschluss zu vorstehender Position „Allgemein“:  10 : 6 
 
 
Planzeichnung: 
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Es wird empfohlen die Zeichnerischen Festsetzungen (Planzeichen) welche momentan als 
„Zeichenerklärung“ beschriftet sind auch als solche zu titulieren. Aber nur diejenigen, welche 
auch laut Planzeichenverordnung zeichnerische Festsetzungen innerhalb der Planzeichnung 
aufgreifen. (Art der baulichen Nutzung/ Baugrenze, Verkehrsfläche/ etc.). 
 
Weiterhin wird empfohlen bei der Straßenverkehrsfläche „öffentliche“ oder „private“ zu ergän-
zen.  
 
Es wird empfohlen die unterschiedlichen Nutzungsbereiche mit dem Planzeichen laut Planzei-
chenverordnung für die „Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen“ eindeutig voneinander ab-
zugrenzen. 
 
Abwägung: 
Die Zeichnerischen Festsetzungen werden als solche tituliert. 
 
Da sowohl private als auch öffentliche Verkehrsflächen enthalten sind, soll an der gene-
ralisierten Darstellung festgehalten werden. 
 
Aufgrund der überlagernden Darstellung der Sondergebietsfläche wird auf eine weitere 
Nutzungsartenabgrenzung verzichtet. 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
1. Rechtsgrundlagen: 
Es wird empfohlen hier die aktuell gültigen Fassungen mit den aktuellen Daten der Änderungen 
„zuletzt geändert durch…“ zu ergänzen. 
 
Abwägung: 
Die Rechtsgrundlagen werden wie gewünscht aktualisiert. 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
2. Planungsrechtliche Festsetzungen: 
2.2.1 Grundfläche:  
Es wird empfohlen „…maximal 3.500 m²…“ zu ergänzen. 
Weiterhin wird empfohlen die Grundfläche im Textlichen Teil nicht nur für die Fundamente son-
dern auch für den Mast/Turm der Anlage festzusetzen, da das Fundament auch andere Abma-
ße aufweisen kann. 
 
Abwägung: 
Der Zusatz "maximal" wird ergänzt. 
Die Grundfläche wird für Fundamente und Turm/ Mast festgesetzt. 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
2.3 Bauweise, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen: 
Es wird zur Klarstellung empfohlen zusätzlich zur Baugrenze für die Fundamente/ den Turm/ 
Mast der Anlage auch für die Rotorblätter eine eigene Baugrenze in der Plandarstellung festzu-
setzen und hierfür entsprechend textlich auszuweisen. 
 
Weiterhin wird empfohlen die zusätzlichen Anlagen, welche außerhalb der Baugrenze zulässig 
sein sollen auch textlich auf den Bereich des Sondergebietes zu beschränken. 
 
Abwägung: 
Es wird eine eigene Baugrenze für die Rotoren festgesetzt. 
Der Empfehlung wird gefolgt. 
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Beschluss: 16 : 0 
 
2.4 Nebenanlagen: 
Es wird empfohlen diesen Punkt noch einmal zu überprüfen, da die hier aufgeführten Punkte 
ohnehin durch die Gültigkeit der BauNVO anzuwenden sind. Sollte hier eventuell die Zulässig-
keit von Nebenanlagen außerhalb der Baugrenze geregelt werden? Dann wären die Festset-
zungen entsprechend umzuformulieren. 
 
Abwägung: 
Da die Zulässigkeit der Nebenanlagen außerhalb der Baugrenzen bereits durch die vor-
herigen Festsetzungen geregelt wird, erfolgt eine Streichung des Punktes  
"Nebenanlagen". 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
2.7.6 Externe Ausgleichsflächen: 
Es wird empfohlen die gewählten Ausgleichsflächen auch in der Plandarstellung z.B. in einem 
Extrafenster aufzunehmen, damit nicht nur durch die Flurnummer, sondern auch durch die Dar-
stellung klar wird, welche Flächen in ihrer jetzigen Aufteilung gemeint sind. 
 
Abwägung: 
Die Ausgleichsflächen und ihre Lage sind in der Begründung in einer Kartendarstellung 
ersichtlich. 
 
Beschluss: 10 : 6 
 
3. Örtliche Bauvorschriften: 
3.1.2 Höhe der Anlagen: 
Es wird empfohlen hierfür einen festen Bezugspunkt zu nennen, auf den sich die festgesetzte 
maximale Narbenhöhe bezieht. 
 
Abwägung: 
Es wird ein Bezugspunkt angegeben. 
 
Beschluss: 16 : 0 
 
 
23.2 Landratsamt Würzburg - Wasserrecht/ Bodenschutz 
Aus wasserrechtlicher Sicht bestehen keine Einwände. 
 
Für die im Geltungsbereich gelegenen Flurnummern besteht kein Eintrag im Altlastenkataster 
ABuDIS. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
23.3 Landratsamt Würzburg - Immissionsschutz 
Seitens des Immissionsschutzes bestehen keine Einwände. Auf die Stellungnahme vom 
25.11.2016 wird verwiesen. 
 
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
23.4 Landratsamt Würzburg - Naturschutz 
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Die in der bisherigen Stellungnahme aus Naturschutzsicht formulierten Anmerkungen und Hin-
weise sind in weiten Teilen beachtet und in die Überarbeitung mit einbezogen. 
Lediglich die in der Begründung auf Seite 47 dargestellten Maßnahmen zur Vermeidung und 
Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität finden sich bisher nur in der Begrün-
dung. Wie bereits schriftlich formuliert, wird zur Sicherstellung der Planung in die Befreiungsla-
ge hinein die Darstellung aller aus Artenschutzgründen erforderlichen Maßnahmen als Teil der 
textlichen Festsetzung gefordert. 
 
Ratsmitglied Dernbach ist der Auffassung, dass es zu den Auswirkungen auf Vögel diverse 
Meinungen gebe. Wieviele Vögel seien durch Windräder betroffen, und welche Population an 
schutzwürdigen Vögeln gebe es in dem Bereich überhaupt? 
 
Herr Ettwein verweist in diesem Zusammenhang auf das Artenschutzgutachten, welches im 
BImSchV-Verfahren notwendig sei. Das Gutachten erfolge in Abstimmung mit den Naturschutz-
behörden. Ein derartiges Gutachten laufe mehr als ein Jahr, das sei ein heißes Thema. Die Ab-
schlussarbeiten zu dem Gutachten laufen derzeit. Erforderliche Maßnahmen würden in den 
Bebauungsplan integriert. Diesbezüglich seien ja auch viele Bürgereinwendungen erhoben 
worden. 
 
Ratsmitglied Dernbach fragt sich, wie man Vogelschlag überhaupt verhindern könne – wohl 
überhaupt nicht… 
 
Ein Tötungsrisiko, so Herr Ettwein, habe man immer, auch an Stromleitungen. Im Übrigen berge 
der Straßenverkehr ein wesentlich höheres Risiko. 
 
Ratsmitglied Dernbach fällt es schwer nachzuvollziehen, dass ein fixes Bauteil ein ebenso ho-
hes Tötungsrisiko habe. Das Artenschutzgutachten müsse man sich genau anschauen. 
 
Der Vorsitzende erklärt, dass diese Dinge vor Entscheidung über die Rechtskraft vorliegen 
müssen, sonst könne man keinen Beschluss fassen. 
 
Ratsmitglied Weidner kommt auf die Aufzeichnung von Fledermausgeräuschen zu sprechen. 
Die Anlage könne dann bei entsprechenden Geräuschen abgeschaltet werden. 
 
Herr Ettwein fragt, welche Arten dort nachgewiesen seien. Bei einer „Schlaggefährdung“ sei ein 
Abschaltalgorithmus möglich. 
 
Abwägung: 
Es erfolgt eine Darstellung aller artenschutzrechtlichen Maßnahmen in den Textlichen 
Festsetzungen. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
23.5 Landratsamt Würzburg - Denkmalschutz 
a) Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege 
 
Hierzu wird grundsätzlich auf die Ausführungen in der Stellungnahme vom 09.11.2016 verwie-
sen. Die geforderte Visualisierung ist zwischenzeitlich in Abstimmung mit dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege erarbeitet worden und ist inzwischen Bestandteil der Antrags-
Unterlagen. Die Untere Denkmalschutzbehörde schließt sich nun auch der Stellungnahme der 
Fachbehörde an, die nach Auswertung dieser Daten feststellt, dass nach wie vor Beeinträchti-
gungen des Wirkungsraumes der Wallfahrtskirche Fährbück zu erwarten sind, diese jedoch 
nicht den Grad der schweren Beeinträchtigungen erreichen werden. 
 
b) Belange der Bodendenkmalpflege 
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Im Gebiet zwischen den Ortschaften Markt Rimpar, Gemeinde Hausen/W und der Gemeinde 
Binsbach ist das Vorkommen von zahlreichen Bodendenkmälern (Art. 1 Abs. 4 DSchG) be-
kannt. In der näheren Umgebung zu dem überplanten Areal befinden sich kartiert folgende 
Denkmäler: 
 
• D-6-6025-0028: Siedlung der Linearbandkeramik, des Mittelneolithikums, der  

                             jüngeren Latènezeit und vermutlich der Hallstadtzeit. 
• D-6-6026-0011: Siedlung der Linearbandkeramik und Urnenfeldzeit. 
• D-6-6026-0302: Siedlung der Linearbandkeramik. 
 
Wegen der Dichte an bekannten Bodendenkmälern in der Umgebung und wegen der sied-
lungsgünstigen Topographie des Planungsgebietes sind im Geltungsbereich des Bebauungs-
gebietes weitere Bodendenkmäler zu vermuten. 
 
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes und auch falls au-
ßerhalb des Geltungsbereichs Erdarbeiten für erforderlich erachtet werden, ist eine Erlaubnis 
aufgrund Art. 7 DSchG erforderlich. Ein Hinweis auf die „Generalklausel“ Art. 8 DSchG ist im 
gegebenen Fall nicht ausreichend. 
 
Anmerkung: 
Laut Ausführung in Nr. 20 der Anregungen zum Bebauungsplan „Windkraft Meilenhöhe Gram-
schatz“ – Abwägung/Beschluss des GR – Bodendenkmalpflegerische Belange, soll die denk-
malschutzrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 DSchG (sog. Grabungs-erlaubnis) mit Schrei-
ben vom 22.11.2016 unter Beachtung von Auflagen erteilt worden sein. Die Existenz einer Er-
laubnis kann nicht nachvollzogen werden. 
 
Ratsmitglied Dernbach fragt, wer für diese Stellungnahme verantwortlich sei. Ratsmitglied 
Schmid ergänzt, dass es sich um zwei Belange handle, die Bau- und Bodendenkmalpflege. 
 
Herr Ettwein erklärt, dass eine fehlende denkmalschutzrechtliche Erlaubnis keine Auswirkungen 
für den Bebauungsplan habe, dann aber für die Bauausführung. Ein kartiertes Bodendenkmal 
sei im betreffenden Bereich nicht vorhanden. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Die denkmalschutzrechtliche Erlaubnis wurde bereits beantragt. 
Bei dem Schreiben handelt es sich um die Stellungnahme des Bayer. Landesamtes für 
Denkmalpflege, die Erteilung der Erlaubnis durch das Landratsamt Würzburg stehe noch 
aus. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
23.6 Landratsamt Würzburg – Gesundheitsamt 
Auf die Äußerung zur Planfassung vom 19.07.2016 wird verwiesen: 
 
Aus gesundheitlich-hygienischer Sicht wird wie folgt Stellung genommen: 
Sofern die unter Punkt 7 des Umweltberichts in der Begründung zum Bebauungsplan aufge-
führten Beurteilungskriterien erfüllt bzw. beachtet werden, besteht aus Sicht des Gesundheits-
amtes bei dem o.g. Vorhaben Einverständnis.  
 
Auf die Zusammenfassung des beigefügten Gutachtens des Landesamtes für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit wird weiterhin verwiesen und sie sollte ebenfalls beachtet bzw. entspre-
chend umgesetzt werden. Ein Abstand zur nächsten Wohnbebauung von mindestens der 10-
fachen Höhe der am höchsten geplanten Windkraftanlage soll hier jedoch unbedingt eingehal-
ten werden. Die Immissionsschutzbehörde des Landratsamtes Würzburg ist hier ebenfalls gut-
achterlich anzuhören. 
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Ratsmitglied Weidner hat ein Sortierungsproblem mit verschiedenen Unterlagen. Sicher sei 
über Infraschall gesprochen worden, er schaffe es aber nicht, das jetzt herauszusuchen. Eine 
gleiche Reihenfolge wäre besser. Es wäre sicher interessant, was das Gesundheitsamt zum 
Thema Infraschall sage. Er halte das Thema nämlich noch nicht für ausdiskutiert. 
 
Das Thema Infraschall, so Herr Ettwein, komme später noch. Der Auftrag vom letzten Mal sei 
noch nicht erteilt, man könne unmöglich eine Studie erstellen. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. In der Stellungnahme wird auf den Min-
destabstand zur Wohnbebauung hingewiesen.  
 
Die Abstände von der 10- fachen Höhe der Windräder können nicht eingehalten  
werden.  
Der geringste Abstand zur Wohnbebauung beträgt mind. 1.300 m. 
Die Immissionsschutzbehörde des Landratsamtes äußerte keine Bedenken. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
 
Herr Ettwein erklärt, dass es damit sein Bewenden mit den Stellungnahmen der Behörden ha-
be. Das Landesamt für Denkmalpflege habe sich nicht noch einmal zu Fährbrück geäußert, 
sondern eine Visualisierung vorgenommen; man hielt es offenbar nicht für notwendig, eine er-
neute Stellungnahme abzugeben. 
 
Die nachfolgenden Bürgereinwendungen seien sachlich zusammengefasst. 
 

1. 378 Bürgereinwendungen 
 
„Hiermit erhebe ich Einspruch gegen den Vorentwurf des Bebauungsplanes "Windkraft Meilen-
höhe Gramschatz. 
Meinen Widerspruch möchte ich durch folgende Argumente verdeutlichen: 
 
1. Die Abstände der Windräder zu den Ortschaften Gramschatz und Binsbach unterschreiten 
die durch die 10-H Regelung vorgegebenen Abstände, die von der Bayerischen Landesregie-
rung zum Schutz der Bevölkerung beschlossen wurden. Da die Windräder mit einer Gesamthö-
he von 221 Metern noch größer als die in der Umgebung bereits vorhandenen sind, vergrössern 
sich auch die negativen Auswirkungen, so dass die 10-H Regelung unbedingt eingehalten wer-
den muss. 
 
2. Der Standort für die Windräder befindet sich direkt neben dem Wasserschutzgebiet und dem 
Gramschatzer Brunnen. Laut Wasserwirtschaftsamt können negative Auswirkungen auf das 
Grundwasser nicht zu 100 % ausgeschlossen werden. Ausserdem hat der Markt Rimpar vor 
kurzem Pläne zur Erweiterung des Wasserschutzgebietes vorgestellt. Deshalb halte ich die 
Planung von Windrädern in diesem Bereich für unverantwortlich. 
 
3. Die Meilenhöhe wird von vielen, zum Teil streng geschützten, Vogelarten bevölkert. Dies sind 
unter anderem Rotmilan, Wiesenweihe, Kornweihe, Schwarzspecht, Kiebitz, Silberreiher, Mäu-
sebussard und verschiedene Fledermausarten, die durch die Windräder in Ihrem Bestand ge-
fährdet werden. 
Der Brutplatz des Rotmilans befindet sich in weniger als 1.500m Entfernung und der der Wie-
senweihe in weniger als 1.000m. Die Kornweihe brütet sogar direkt im geplanten Gebiet. Diese 
Brutplätze sind im Umweltbericht gar nicht aufgeführt! Desweiteren sind die geplanten Aus-
gleichsflächen zu klein geplant. 
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4. Die Auswirkungen von Infraschall durch die Windräder sind bisher nicht ausreichend wissen-
schaftlich geklärt worden und ich befürchte gesundheitliche Auswirkungen. Dies insbesondere 
da die Abstände gemäss der 10-H Regelung nicht eingehalten werden. Die Situation ist ver-
gleichbar mit den lange Zeit als unbedenklich eingestuften Hochspannungsleitungen, bis letzt-
lich der wissenschaftliche Beweis für die negativen gesundheitlichen Auswirkungen auf Mensch 
und Tier erfolgte. 
 
5. Die Windräder haben aufgrund ihrer immensen Größe (ca. 7x so hoch wie unser Kirchturm) 
eine negative Auswirkung auf das Landschaftsbild und eine optisch bedrängende Wirkung auf 
mich. Eine unverhältnismässige Beeinträchtigung liegt auch deshalb vor, da bereits zahlreiche 
Windräder in der Umgebung stehen und Gramschatz dann komplett mit Windrädern umzingelt 
ist. Damit wird der Charakter dieser Landschaft und des Gramschatzer Waldes mit seiner Erho-
lungsfunktion völlig zerstört. Da es sich um keine konzentrierte Fläche handelt wird die Land-
schaft weiter "verspargelt" und verschandelt. Manche Regionen werden bereits als "Energie-
landschaft" bezeichnet- und nicht mehr als Kulturlandschaft. Auch unsere Landschaft ist schüt-
zenswert und nicht nur die im Süden von Bayern. 
 
6. Durch die sich drehenden Rotoren ergibt sich eine ständige Unruhe im Landschaftsbild, die 
durch die blinkenden Signallichter noch weiter erhöht wird. Zudem befürchte ich gesundheitliche 
Auswirkungen aufgrund von Lichtreflexionen und Schattenwurf (Stroboskopeffekt) der riesigen 
Rotoren. 
 
7. Die Windhöffigkeit im betroffenen Gebiet ist für einen wirtschaftlichen Betrieb der Anlagen 
mehr als fragwürdig und zumindest grenzwertig. Die durch meine Steuergelder finanzierten 
Subventionen für erneuerbare Energien werden für unsinnige Zwecke missbraucht. 
 
Herr Ettwein kommt auf den Infraschall zu sprechen, das sei ja schon beim letzten Mal ein gro-
ßes Thema gewesen. Dazu gebe es unterschiedliche Studien. So habe die Landesanstalt für 
Umwelt und Naturschutz Baden-Württemberg lange Zeit entsprechende Studien gefertigt. Ab 
einer gewissen Lautstärke sei wohl eine Schädlichkeit anzunehmen. Anhand einer Grafik zeigt 
Herr Ettwein, dass sich der Infraschall ab einer gewissen Entfernung aber unterhalb der Wahr-
nehmungsgrenze befinde. Das sei ein sehr schwieriges Thema. Insgesamt erscheint aber die 
Studie der Landesanstalt als plausibel und jedenfalls ohne wirtschaftliche Interessen. 
 
Ratsmitglied Dernbach führt aus, dass ein Kollege von ihm in Uettingen wohne. Der habe be-
stätigt, dass man dort bei bestimmten Windverhältnissen ein „komisches Geräusch“ höre. 
 
Herr Ettwein antwortet, dass man Infraschall nicht höre, sondern spüre. 
 
Ratsmitglied Weidner möchte den Link für die angesprochene Studie im Protokoll vermerkt ha-
ben. 
 
Ratsmitglied Schmid konstatiert, dass man sich hier in Bayern befinde; gebe es auch vom baye-
rischen Landesamt eine entsprechende Studie, die eventuell Widersprüche zur baden-
württembergischen aufweise? 
 
Herr Ettwein verneint dies; das Land Bayern verweise auf die Studie aus Baden-Württemberg. 
 
Ratsmitglied Schmid fragt weiter nach den Signallichtern. Es sollte geprüft werden, ob diese 
verzichbar seien – wurde das geprüft? Damit wäre die Argumentation „blinkende Signallichter“ 
aus der Welt. Man werde das zur Forderung erheben: „Ohne rot blinkende Lichter“, die ausfüh-
rende Firma soll eine andere Technik verwenden. 
 
Herr Ettwein bezeichnet dies zwar als technisch möglich, aber erst bei Windparks ab vier Anla-
gen als rentabel. 
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Ratsmitglied Bötsch meint, dass Infraschall durch andere Einflüsse in der Umgebung ohnehin 
vorhanden sei. 
 
Herr Ettwein kann die so bezeichnete „Unruhe im Landschaftsbild“ nachvollziehen, eine solche 
sei wahrnehmbar. Man brauche eine bedarfsgerechte Befeuerung. 
 
1. Bürgermeister Losert stimmt dem zu, das sollte so umgesetzt werden. 
 
Bezüglich des wirtschaftlichen Betriebs der Anlagen ist Ratsmitglied Weidner der Auffassung, 
dass es zum jetzigen Zeitpunkt noch gar kein Ertragsgutachten geben könne; es wäre interes-
sant, wer so etwas heute schon wisse. 
 
Herr Ettwein erklärt, dass die Grenzwerte für Lärm und Beschattung deutlich unterschritten 
werden. Ab 1 km Entfernung seien keine Beeinträchtigungen mehr zu erwarten, nach dem Gut-
achten könnten die Anlagen komplett laufen. 
 
Abwägung: 
Mit Hilfe der konkreten Bauleitplanung ist eine Reduzierung der Abstände der 10-H-
Regelung zulässig.  
 
Die Planung findet in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt statt, bei ordnungs-
gemäßem Betrieb sind keine negativen Auswirkungen auf den Grundwasserkörper zu 
befürchten. 
 
Die vorliegende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass 
die geschützten Tierarten in ihrem Bestand von dem Vorhaben nicht gefährdet sind. 
 
Aktuelle Studien der Landesanstalt für Umwelt und Naturschutz Baden Württemberg zur 
Untersuchung der Auswirkungen des von WEA erzeugten Infraschalls auf den Menschen 
konnte unterhalb der Hörschwelle keine Wirkungen auf den Menschen nachweisen. 
 
Die blinkenden Signallichter sind hauptsächlich bei Dunkelheit wahrnehmbar. Es wird 
eine bedarfsgerechte Befeuerung festgesetzt. 
 
Anhand zweier unabhängiger Ertragsgutachten wurde der wirtschaftliche Betrieb der 
Anlagen sichergestellt, so dass die Windhöffigkeit für den Betrieb der Anlagen ausrei-
chend ist.  
 
Beschluss: 12 : 4 
 
 

2. 1 Bürgereinwendung 
 
Binsbach ist bereits mehrfach mit Emissionen verschiedenster Störquellen belastet .So sind bei 
ungünstigen Windverhältnissen (Windrichtung) die Anfahrgeräusche der LKW ' s und der Motor-
räder der naheliegenden Tank- und Raststätten, sowie die Abrollgeräusche der Züge der Bahn-
strecke Gänheim- Mühlhausen zu hören . Des Weiteren sind wir durch einen riesigen Mobil -
Funkmasten, welcher ebenfalls nur wenige hundert Meter nach dem Ortsende steht, einer nicht 
unerheblichen Strahlenbelastung ausgesetzt. 
Dreiviertel unserer Ortschaft ist bereits von Windrädern umgeben .Diese Windräder stehen zwar 
in akzeptabel Entfernungen, als störend wirken jedoch die vielen Blicklichter in den Abend und 
Nachtstunden .Zusammen ergeben diese Störquellen erhebliche Immissionen auf uns Men-
schen und den Tieren. Eine weitere Häufung der Immissionen muss daher tunlichst vermieden 
werden. 
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Die für den BP erstellten Schall- und Schattengutachten berücksichtigen nicht die erwähnten 
Mehrfachbelastungen, den wir Binsbacher Bürger ausgesetzt sind. Die Abwägung und der Be-
schluss des GR sind somit unzureichend und falsch. 
 
Da die geplanten Windräder die l0-H-Abstände zu den Ortschaften Binsbach und Gramschatz 
deutlich unterschreiten (Binsbach l500m, Gramschatz 1600m), sehe ich ein  erhebliches Risiko 
im erzeugten Infraschall der Anlagen. Die l0-H Regelung wurde von der Landesregierung zum 
Schutz der Bevölkerung beschlossen. Diese Schutzmaßnahme wird durch den B-Plan in einer 
verantwortungslosen Art und Weise unterlaufen. Die Verantwortungslosigkeit ist deshalb so 
schwerwiegend, da die Auswirkungen von Infraschall auf den Menschen und den Tieren noch 
nicht ausreichend erforscht sind. Für jeden politischen und kommunalen Entscheidungsträger, 
der Verantwortung in Bezug auf Windkraft trägt, sollte es eine Selbstverständlichkeit sein, dass 
er sich mit dieser Thematik beschäftig und sich entsprechende Kompetenz aneignet. Die "alten" 
Abstände auf die sich auch Rimpar noch bezieht, wurden bei Nabenhöhen von 50-70m gebo-
ren. Die Nabenhöhe der geplanten Windräder ist 153m, dies ist mehr als das Doppelte. Die bei 
der Bewertung der Schallimmissionen angewandte TA-Lärm und die DIN 45680 sind völlig un-
geeignet, da hier die Pegel in dBA gemessen werden. Bei der dBA-Messung werden die nieder-
frequenten nichthörbaren Pegelwerte weitestgehend außer Betracht gelassen. Es sind aber 
genau diese niederfrequenten Druckwellen, die uns Menschen und auch die Tiere belasten. 
Genau aus diesem Grund läuft derzeit ein Novellierungsverfahren zur DIN 45680 für die Mes-
sung und Beurteilung tieffrequenter Geräuschimmissionen. Die Machbarkeitsstudie zu Wirkun-
gen von Infraschall" des Bundesumweltministeriums untersucht seit 2011, wie Infraschall und 
seine medizinischen Wirkungen gemessen und beurteilt werden können. Abschlussergebnisse 
stehen jedoch immer noch aus. Bereits jetzt ist aber ein Ergebnis sicher: dass erst 2000m Ab-
stand zur Windkraft Emissionsquelle eine größere, aber nicht absolute Sicherheit vor emissi-
onsbedingten Gesundheitsschäden bietet. Betrachtet man einige exemplarische Untersu-
chungsergebnisse, wird deutlich, dass Infraschall ab gewissen Pegelhöhen vielfältige negative 
Auswirkungen auf den menschlichen Körper haben kann. Die negativen Auswirkungen von Inf-
raschalleinwirkungen betreffen vor allem die Bereiche Herz-Kreislaufsystem, Konzentration und 
Reaktionszeit, Gleichgewichtsorgane, das Nervensystem und die auditiven Sinnesorgane. Ge-
nau aus diesen Gründen hat Belgien den Bau von weiteren neuen Windkraftanlagen bis zur 
endgültigen Klärung der Thematik zurückgestellt. Aus diesem Grund bin ich der Meinung, dass 
das Vorhaben von Rimpar im höchstem Maße verantwortungslos gegenüber den Menschen 
und den Tieren ist. Leider wird es auch so sein, dass die heutigen Entscheidungsträger die 
Auswirkungen von morgen nicht mehr verantworten müssen. Für mich muss ein verantwor-
tungsbewusster Gemeinderat zu der Überzeugung kommen, dass diese Windräder niemals 
gebaut werden dürfen. 
Dass das Projekt im höchstem Maße umstritten ist, zeigen auch die Einwendungen zur WK6 in 
den beiden Anhörungsverfahren Bx 5.1 zum Regionalplan Würzburg 2. 
- Landratsamt Main-Spessart 
- Unter Naturschutzbehörde 
- Stadt Arnstein 
- Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg 
- Bund Naturschutz in Bayern 
Und zur besonderen Beachtung: 409 Private Einwendungen 
 
Der in der Abwägung gemachte Hinweis auf den Artikel 82 Abs.1 BayBO ist formell zwar richtig, 
es wird aber auch bei der hier ausgenutzten Möglichkeit einer Bauleitplanung der Hinweis auf 
den Bürgerkonsens gemacht. Der Bürgerwille wird vom GR jedoch völlig missachtet und dies ist 
nicht im Sinne des Gesetzgebers. Bezüglich des Hinweises auf die Bewertung der Immissionen 
weiß jeder kompetente Entscheidungsträger, dass die derzeit noch gültigen Gesetze für die 
geplanten Monsterwindräder nicht mehr richtig sind. Deshalb ist hier die gemachte Abwägung 
im höchsten Maß verantwortungslos. Die in der Abwägung genannte Studie von der Landesan-
stalt für Umwelt und Naturschutz Baden Württemberg ist eine einseitige Betrachtungsweise. Es 
gibt bezüglich des Infraschalls ebenfalls Studien die eine Auswirkung auf Mensch und Tier be-
stätigen. Dass noch keine Auswirkungen nachgewiesen werden konnten, heißt nicht, dass es 
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diese nicht gibt. Leider ist hier die Forschung noch nicht zu einer entsprechenden Aussage in 
der Lage. Eine derart oberflächliche Abwägung im BP zeigt die Inkompetenz und ein weiteres 
Mal die Verantwortungslosigkeit des Entscheider-Gremiums. 
 
Die Regionalplanung für Windkraft mit den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten wurde auch des-
halb gemacht, dass Solitärstandorte nicht entstehen. Auf-grund der Problematik mit dem Was-
serschutzgebiet und der Streichung von WK27 (alte Bezeichnung) würde mit diesem Projekt 
genau ein solcher Standort mit nur zwei WKA's generiert werden. 
 
Eine im 10-H-Gesetz geforderte Prüfung auf alternative Standorte wurde nicht gemacht. Im Re-
gionalplan werden die beiden Flächen WK5 und WK35 nahezu gleich bewertet. Bezüglich der 
WK35 besteht jedoch absoluter Bürgerkonsens. Entgegen der WK5 mit 409 Bürger-
Einsprüchen gibt es zur WK35 keinen einzigen Einspruch. Somit wäre diese Fläche durchaus 
eine Alternative. 
 
Da die von der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG VSW) im "Helgoländer 
Papier " vorgegebenen Abstände nicht eingehalten werden, ist eine nochmalige grundsätzliche 
Überprüfung des Artenschutzes notwendig. Dies ist auch deshalb notwendig, weil sich die Ge-
gebenheiten bezüglich der Vogelarten zur letzten "veralteten" Erhebung verändert haben. Dies 
betrifft die Rotmilane, die seit zwei Jahren in einem Abstand von weniger als 1500 Meter von 
den Windrädern brüten. Als Segelflieger nutzen die Rotmilane genau das für die Windräder ge-
plante Gebiet für Ihren Aufstieg. Zudem befinden sich die Brutplätze der Wiesenweihe und des 
Schwarzspechtes innerhalb eines 1000 Meter Radius. Weiterhin grenzen die Windräder direkt 
am FFH Gebiet an. Die Meilenhöhe wird auch von vielen schlaggefährdeten Mäusebussarden 
und Fledermausarten bevölkert. Mäusebussarde und Rotmilane sind durch die Windenergie 
potenziell in ihrem Bestand gefährdet .Gelegentlich ist auch der Silberreiher auf der Meilenhöhe 
anzutreffen. 
 
Die zu diesem Punkt getroffene Abwägung beruht weiterhin auf der veralteten Erhebung. Auf-
grund der Umzingelung des Gebietes mit Windkraftanlagen findet eine permanente Umsied-
lungsflucht der gefährdeten Vogelarten in Richtung Meilenhöhe statt. 
 
Ratsmitglied Weidner verwahrt sich gegen den in dieser Stellungnahme verwendeten Ton und 
die Wortwahl „Inkompetenz“ und „Verantwortungslosigkeit“. Er weise das mit allem Nachdruck 
zurück, man diskutiere hier sehr ernsthaft über die Angelegenheit. Der Ton sei insgesamt inak-
zeptabel. 
 
Abwägung: 
Die angefertigten Schall- und Schattengutachten kommen zu dem Ergebnis, dass die 
gesetzlichen Immissionsgrenzwerte für alle Siedlungseinheiten unterschritten werden. 
 
Als Vorbelastungen sind nach den Anforderungen der TA- Lärm weitere WEA und Ge-
werbeemittenten zu betrachten, im vorliegenden Fall wird keine Vorbelastung mit einbe-
zogen. 
 
Die im Artikel 82 Abs.1 BayBO verankerte 10-H-Regelung ist vom Gesetzgeber als Ein-
schränkung der Privilegierung von Windkraftanlagen im unbeplanten Außenbereich (§ 35 
Abs.1 Nr.5 BauGB) erlassen wurden, jedoch nicht zur Formulierung eines allgemein-
gültigen Mindestabstands zu Wohngebäuden.  
 
Für die Bewertung der Immissionen sind die aktuell gültigen Gesetze und Richtlinien 
maßgebend. 
 
Aktuelle Studien der Landesanstalt für Umwelt und Naturschutz Baden Württemberg zur 
Untersuchung der Auswirkungen des von WEA erzeugten Infraschalls auf den Menschen 
konnte unterhalb der Hörschwelle keine Wirkungen auf den Menschen nachweisen. 
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Der Regionalplan wurde am 23.12.2016 verbindlich erklärt, das Vorranggebiet WK5 ist 
darin enthalten. 
 
Der Gemeinderat hat sich an aktuell geltendes Recht zu halten. 
 
Siehe Stellungnahme Nr.22 des Regionalen Planungsverbands, der bestätigt, dass die 
Planung dem landesplanerischen Konzentrationsprinzip Rechnung trägt. 
 
Für das Vorbehaltsgebiet WK 35 sind laut Regionalplan größere artenschutzrechtliche 
Bedenken zu erwarten (Nachweise kollissionsgefährdeter Tierarten).  
 
Die vorliegende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) kommt zu dem Ergebnis, 
dass die geschützten Tierarten in ihrem Bestand von dem Vorhaben nicht gefährdet sind. 
 
Eine Beurteilung zu den Methodenstandards und den Erfassungen, die der saP zugrunde 
liegen, obliegen den zuständigen Naturschutzbehörden. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
 

3. 5 Bürgereinwendungen 
 
1. Die Meilenhöhe Gramschatz ist kein idealer Standort für WEA und erfordert deshalb die 
gigantische Höhe der geplanten Windräder von 221 m, wodurch der in der 10H-Regel zum 
Schutz der Bevölkerung vorgesehene Abstand zur Wohnbebauung um mehr als 30 % unter-
schritten wird. Dies führt zu einer unverhältnismäßigen Beeinträchtigung von Gesundheit und 
Wohlbefinden der Einwohner von Binsbach und Gramschatz, die durch den Bebauungsplan 
vielleicht legalisiert, aber keinesfalls legitimiert wer-den kann. Deshalb sollten Standort und Be-
bauungsplan unbedingt aufgegeben werden. 
2. Die geplante WEA Meilenhöhe Gramschatz wie das gesamt Subventionsunwesen der 
EEG befriedigen v. a. das Gewinnstreben und die Profitgier Einzelner, bes. von Großinvestoren, 
zu Lasten der Allgemeinheit. Gewinne erden privatisiert, finanzielle Kosten und (gesundheits-) 
schädliche Auswirkungen werden sozialisiert, d.h. auf die Mehrheit der Bevölkerung abgewälzt. 
Dies trifft besonders die materiell Schwächeren und Schwächsten der Gesellschaft, da sie sich 
einerseits mangels eigener Mittel gar nicht beteiligen und an den Gewinnen partizipieren kön-
nen, andererseits aber wegen unausweichlicher Abhängigkeit von elektrischer Energie dazu 
verdammt sind, über ihre Stromrechnung den Reibach Dritter mitzufinanzieren.  
Das ist in hohem Maße unsozial, die WEA Meilenhöhe Gramschatz ist deshalb ebenso abzu-
lehnen wie das gesamte EEG-Subventionskonzept in seiner derzeitigen Form. 
3. Zudem ist ein wirtschaftlicher Betrieb an diesem Standort wegen der geringen Windhäu-
figkeit mehr als fragwürdig, die zahlreichen in der Region bereits vorhandenen Windräder ste-
hen mangels Wind oder wegen eines gleichzeitig bestehenden Überangebots an elektrischer 
Energie aus Sonne u./o. Wind häufig still, so dass nur weitere Subventionen aus unseren Steu-
ergeldern und Stromrechnungen sinnlos missbraucht und verschwendet würden. 
4. Ein unkompensierter Wertverlust unseres Wohn- und Grundeigentums durch die negati-
ven Auswirkungen der geplanten WEA ist absehbar, aber nicht akzeptabel und durch Verzicht 
auf diese unsinnige WEA vermeidbar.  
5. Der Bebauungsplan „ Windkraft Meilenhöhe Gramschatz“ konterkariert den derzeit gülti-
gen Flächennutzungsplan des Marktes Rimpar. Das vorgesehene WA-Gebiet nördlich de 
Hausener Straße wird dadurch faktisch obsolet, der Flächennutzungsplan somit ad absurdum 
geführt und zur Makulatur. Dies läuft der gemeindlichen Entwicklung, insbesondere des Orts-
teils Gramschatz, bei einer allfälligen Aufstellung eines sinnvollen Bebauungsplans in Richtung 
einer Dorfabrundung eindeutig zuwider.  
Die im Hinblick auf die Gesundheit der Bevölkerung bes. bedeutsame, ausdrückliche Empfeh-
lung des Gesundheitsamtes Würzburg vom 11.11.2016 : „…Ein Abstand zur nächsten Wohn-
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bebauung von mindestens der 10-fachen Höhe der am höchsten geplanten Windkraftanlage 
soll hier jedoch unbedingt eingehalten werden…“ wurde in der Beschlussfassung vom 
19.01.2017 nur zur Kenntnis genommen, aber nicht ausreichend diskutiert und gebührend ge-
würdigt, schon gar nicht berücksichtigt und umgesetzt.  
6. Wie den Tabellen und Graphiken des Umweltberichts zum Bebauungsplan zu entneh-
men ist, erreicht die obere Vertrauensbereichsgrenze der Schallimmission an einigen Berech-
nungspunkten mit 33 bzw. 34 db(A) fast bzw. genau den dort gültigen reduzierten Immissions-
richtwert von 34 db(A) , d.h. ist grenzwertig. Bedenklich und u.E. nicht zumutbar. Da es sich bei 
den angegebenen Daten um die Berechnungen eines Gutachtens im Auftrag des Investors 
resp. Planungsbüros handelt, hätte zumindest ein unabhängiges Zweitgutachten eingeholt wer-
den müssen. 
 
7. Das Phänomen Infraschall du dessen gesundheitlichen Auswirkungen auf die Menschen 
in der näheren Umgeben von WEA findet in der Begründung zum Bebauungsplan überhaupt 
keine Beachtung. Die in der GR-Sitzung vom 19.01.2017 mehrfach vorgebrachte Behauptung, 
es lägen kaum wissenschaftliche Untersuchungen zu den Auswirkungen von Infraschall vor, 
entspricht nicht der Wahrheit. 
Intensive Literaturrecherche im internationalen medizinischen Schrifttum fördert zahlreiche Stu-
dien zutage, die beträchtliche Risiken für die menschliche Gesundheit nahelegen, tw. Sogar 
durch tierexperimentelle Resultate und histopathologische Befunde belegen. Eine Experten-
kommission am Robert-Koch-Institut kam bereits 2007 zu dem Ergebnis, dass Gesundheits-
schäden durch Infraschalleinwirkung zu befürchten seien. 
8.  Die zur Bewertung des Schattenwurfs herangezogene Kenngröße „Schattendauer“ ist 
keine angemessene und geeignete Beurteilungsgröße, sondern im Gegenteil irreführend, da sie 
den Schattenwurf über die Zeit integriert und den sog. Stroboskopeffekt vollkommen außer Acht 
lässt. Die tatsächlichen Zeiten, in denen Schlagschatten in rhythmischen Intervallen auftreten, 
sind demnach um ein Vielfaches länger als die angegebenen Dauerschattenzeiten, die Belästi-
gung und gesundheitliche Beeinträchtigung durch den periodischen Wechsel von Licht und 
Schatten ist überdies per se wesentlich gravierender als durch Dauerschatten.  
9. Die Bedeutung der Bienen für den Erhalt der Vegetation und unserer pflanzlichen Le-
bensgrundlagen ist ebenso unbestreitbar wie die Funktion von Sonne, Licht und Schatten für 
deren Orientierung. Die negativen Auswirkungen der WEA, v.a. wieder des Stroboskopeffekts, 
auf Ethologie und Physiologie der Bienen und ihre davon abhängige Leistung sind weder aus-
reichend untersucht noch überhaupt im Bebauungsplan berücksichtigt.  
10. Von uns mit Schreiben vom 09.11.2016 im Einspruch gegen den vorläufigen Bebau-
ungsplan Windkraft Meilenhöhe Gramschatz vorgebrachte Einwände wurden bei Beratung und 
Beschlussfassung des GR in der Sitzung am 19.01.2017 nachweislich unterschlagen, ob ver-
sehentlich oder absichtlich, sei vorläufig dahingestellt.  
Jedenfalls ist damit eine ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens nicht mehr gegeben, 
der vorliegende Bebauungsplan „ Windkraft Meilenhöhe Gramschatz“ somit hinfällig. 
11. Außerdem basieren der der Bevölkerung – und wohl auch den zuständigen Behörden 
und Trägern öffentlicher Belange – vorgelegte Vorentwurf des Bebauungsplans und die zuge-
hörige Begründung eindeutig nicht auf dem Flächennutzungsplan des Marktes Rimpar in der 
aktuell gültigen Fassung; insbes. das geplante WA-Gebiet nördlich der Hausener Straße ist u.a. 
in den Berechnungen und ihren kartographischen Darstellungen von Schattenwurf, Schallein-
wirkungen, etc. nicht verzeichnet. Somit wurden der Bevölkerung, den Behörden und TöB fal-
sche Grundlagen zur Beurteilung und Geltendmachung von Einwänden und Bedenken vorge-
legt.  
Das Verfahren kann folglich nicht als ordnungsgemäß betrachtet werden und der vorliegende 
Bebauungsplan als Ergebnis dieses Verfahrens keine rechtliche Geltung erlangen. 
12. Schließlich wurde bei allen Beschlüssen des Gemeinderats. Die den Be-bauungsplan „ 
Windkraft Meilenhöhe Gramschatz“ betreffen - Aufstellungsbeschluss am 17.09.2015, Ände-
rung des Aufstellungsbeschlusses und Beschluss zur vorgezogenen Bürgerbeteiligung und der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange am 21.07.2016, Beschlussfassung am 19.01.2017 - 
§ 49 Abs. 3 GO im Zusammenhang mit § 49 Abs. 1 GO gröblich und systematisch missachtet. 
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Dort heißt es: „Ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, entscheidet der Gemeinde-
rat ohne Mitwirkung des persönlich Beteiligten“. 
Demnach steht es keinesfalls dem Bürgermeister zu, in Trump-Manier zu dekretieren, bei ihm 
selbst und den übrigen an der „Bürgerwindpark Jobsthaler Höhe eG i.G.“ beteiligten GR-
Mitgliedern „bestehe….keine persönliche Beteiligung nach Art. 49“ GO:  
Dies ist ein selbstherrlicher Akt der Selbstermächtigung und Selbstbedienung und als solcher 
nicht mehr nur als geringfügiger Verstoß gegen eine banale Vorschrift zu werten, sondern als 
eklatante Verletzung des fundamentalen und ehernen Prinzips der freiheitlich-demokratischen 
Rechtsordnung, dass niemand über Recht und Gesetz steht oder sich darüber erheben darf.  
Der Bebauungsplan „ Windkraft Meilenhöhe Gramschatz“ beruht somit auf eindeutig rechtswid-
rigen Voraussetzungen und kann und darf deshalb auch keinesfalls Rechtgültigkeit erlangen, 
sonder sollte umgehend ad acta gelegt werden.  
 
Herr Ettwein erklärt, dass es sich bei Meinungen wie „Profitgier“ usw. um rein persönliche Mei-
nungen handle, die könne man nicht abwägen. Die Bürgergenossenschaft sei die richtige Form, 
die gewählt wurde.  
 
Die Frage der Rentabilität sei eine reine Investorensache. 
 
1. Bürgermeister Losert erklärt, dass es sich bei der Fläche im Flächennutzungsplan um eine 
W-Fläche handle, es bestünden aber noch keine konkreten Planungsabsichten für ein Wohn-
gebiet. Herr Ettwein verweist hierzu auf die Aussagen des Landratsamtes zum Immissions-
schutz. 
 
Ratsmitglied Weidner möchte von Herrn Ettwein die Schattenwurfgrafik haben, die er das letzte 
Mal als Bild präsentiert habe. 
 
Die Frage der persönlichen Beteiligung, so Herr Ettwein, sei mit der Kommunalaufsicht geklärt. 
 
Abwägung: 
Nach den Winddaten des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie (StMWi) herrschen an der Meilenhöhe gute Wind-
geschwindigkeiten für die Windenergienutzung. 
 
Durch die Organisationsform der Bürgerenergiegenossenschaft besteht für die ört-liche 
Bevölkerung die Möglichkeit, sich an dem Projekt finanziell zu beteiligen. 
 
Nach den Winddaten des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft und Medien, 
Energie und Technologie (StMWi) herrschen an der Meilenhöhe gute Wind-
geschwindigkeiten für die Windenergienutzung. 
 
Im derzeit gültigen Flächennutzungsplan ist eine Windkraftkonzentrationszone enthalten. 
 
Der obere Vertrauensbereich stellt einen Sicherheitspuffer zu den gesetzlichen Richtwer-
ten der TA- Lärm dar. 
 
Das Gutachten wurde von einem unabhängigen Gutachter angefertigt. 
 
Aktuelle Studien der Landesanstalt für Umwelt und Naturschutz Baden Württemberg zur 
Untersuchung der Auswirkungen des von WEA erzeugten Infraschalls auf den Menschen 
konnte unterhalb der Hörschwelle keine Wirkungen auf den Menschen nachweisen. 
 
Bei der Kenngröße "Schattendauer" handelt es sich um die Zeit, in der ein Immissionsort 
Schatten ausgesetzt ist. Es handelt sich also nicht um Dauerschattenzeiten sondern um 
Zeiten, in denen der Immissionsort Schatten ausgesetzt ist. 
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Eine Beeinflussung von Bienen durch Windkraftanlagen ist wissenschaftlich nicht nach-
gewiesen. 
 
Sämtliche Einwände wurden ordnungsgemäß in der Sitzung behandelt.  
 
Bei dem Schall- und Schattengutachten handelt es sich um ein externes Gutachten, des-
sen Ergebnis lediglich im Bebauungsplan dargestellt wird. Die Beurteilung der Gutachten 
erfolgt durch die zuständige Immissionsschutzbehörde. 
 
Es wurde vorab mit der Rechtsaufsichtsbehörde (Landratsamt Würzburg) abgeklärt, ob 
eine persönliche Beteiligung gem. Art. 49 GO vorliegt, wenn Gemeinderäte in der Genos-
senschaft vertreten sind- dies ist nach Auffassung der Rechtsaufsichtsbehörde nicht der 
Fall. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 

4. 82 Bürgereinwendungen 
 
Die Windräder haben aufgrund ihrer immensen Größe( ca.7 mal so hoch wie unser Kirchturm) 
eine negative Auswirkung auf die Ortsansicht. Eine unverhältnismäßige Beeinträchtigung liegt 
auch deshalb vor, da bereits zahlreiche Windräder in der Umgebung stehen. Damit wird der 
Charakter dieser Landschaft und des Gramschatzer Waldes mit seiner Erholungsfunktion völlig 
zerstört. Da es sich um keine konzentrierte Fläche handelt wird die Landschaft weiter "verspar-
gelt" und verschandelt. Manche Regionen werden bereits als "Energielandschaft" bezeichnet- 
und nicht mehr als Kulturlandschaft. Auch unsere Landschaft ist schützenswert und nicht nur 
die im Süden von Bayern. 
Die Auswirkungen von Infraschall durch die Windräder sind bisher nicht ausreichend wissen-
schaftlich geklärt worden und ich befürchte gesundheitliche Auswirkungen. Dies insbesondere 
da die Abstände gemäß der 10-H Regelung nicht eingehalten werden. Die Situation ist ver-
gleichbar mit den lange Zeit als unbedenklich eingestuften Hochspannungsleitungen, bis letzt-
lich der wissenschaftliche Beweis für die negativen gesundheitlichen Auswirkungen auf Mensch 
und Tier erfolgte. 
Der Standort für die Windräder befindet sich direkt neben dem Wasserschutzgebiet und dem 
Gramschatzer Brunnen. Laut Wasserwirtschaftsamt können negative Auswirkungen auf das 
Grundwasser nicht zu 100 % ausgeschlossen werden. Außerdem hat der Markt Rimpar vor 
kurzem Pläne zur Erweiterung des Wasserschutzgebietes vorgestellt. Deshalb halte ich die 
Planung von Windrädern in diesem Bereich für unverantwortlich. 
Durch die sich drehenden Rotoren ergibt sich eine ständige Unruhe im Landschaftsbild, die 
durch die blinkenden Signallichter noch weiter erhöht wird. Zudem sind gesundheitliche Auswir-
kungen aufgrund von Lichtreflexionen und Schattenwurf (Stroboskopeffekt) der riesigen Roto-
ren zu befürchten. 
Die Abstände der Windräder zu den Ortschaften Gramschatz und Binsbach unterschreiten die 
durch die 10-H Regelung vorgegebenen Abstände, die von der Bayerischen Landesregierung 
zum Schutz der Bevölkerung beschlossen wurden. Da die Windräder mit einer Gesamthöhe von 
221 Metern noch grösser als die in der Umgebung bereits vorhandenen sind, vergrößern sich 
auch die negativen Auswirkungen, so dass die 10-H Regelung unbedingt eingehalten werden 
muss. 
Die Meilenhöhe wird von vielen, zum Teil streng geschützten, Vogelarten bevölkert. Dies sind 
unter anderem Rotmilan, Wiesenweihe, Kornweihe, Schwarzspecht, Kiebitz, Silberreiher, Mäu-
sebussard und verschiedene Fledermausarten, die durch die Windräder in Ihrem Bestand ge-
fährdet werden. Die vorgesehenen Ausgleichsflächen sind zu klein geplant. 
 
Abwägung: 
Aktuelle Studien der Landesanstalt für Umwelt und Naturschutz Baden Württem-berg zur 
Untersuchung der Auswirkungen des von WEA erzeugten Infraschalls auf den Menschen 
konnte unterhalb der Hörschwelle keine Wirkungen auf den Menschen nachweisen. 
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Die Planung findet in Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt statt, bei ordnungs-
gemäßem Betrieb sind keine negativen Auswirkungen auf den Grundwasserkörper zu 
befürchten. 
 
Mit Hilfe der konkreten Bauleitplanung ist eine Reduzierung der Abstände der 10-H-
Regelung zulässig.  
 
Die vorliegende spezielle artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass 
die geschützten Tierarten in ihrem Bestand von dem Vorhaben nicht gefährdet sind.  
 
Die Ausgleichsflächen und deren Umfang wurden in Absprache mit der Unteren Na-
turschutzbehörde nach den gängigen gesetzlichen Regelungen entwickelt. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 

5. 38 Bürgereinwendungen 
 

Die Abstände der Windräder zu den Ortschaften Gramschatz und Binsbach 
unterschreiten die durch die 10-H Regelung vorgegebenen Abstände, die von 
der Landesregierung zum Schutz der Bevölkerung beschlossen wurden. Es 
sei darauf hingewiesen, dass auch die Stadt Arnstein aufgrund der mehrheitlichen 
Meinung der Binsbacher Bürger, einer Abweichung von der 10-HRegelung 
nicht zustimmt. 
Die Windräder haben aufgrund ihrer immensen Größe eine negative Auswirkung 
auf das Landschaftsbild und eine optisch bedrängende Wirkung auf 
mich. Dies insbesondere da sie auf einer markanten Hügelkuppe liegen, die 
dazu noch von einem Waldkorridor eingesäumt wird. 
Eine unverhältnismässige Beeinträchtigung liegt auch deshalb vor, da bereits 
zahlreiche Windräder in der Umgebung stehen. Damit wird der Charakter dieser 
Landschaft und ihre Erholungsfunktion völlig zerstört. Da es sich um keine 
konzentrierte Fläche handelt wird die Landschaft weiter "verspargelt" und verschandelt. 
Durch die sich drehenden Rotoren ergibt sich eine ständige Unruhe im Landschaftsbild, 
die durch die blinkenden Signallichter noch weiter erhöht wird. 
Zudem befürchte ich gesundheitliche Auswirkungen aufgrund von Lichtreflexionen 
und Schattenwurf der riesigen Rotoren, die im Sonnenverlauf nach 
Binsbach gerichtet sind. 
 
Abwägung: 
Mit Hilfe der konkreten Bauleitplanung ist eine Reduzierung der Abstände der 10-H Rege-
lung zulässig. 
Lichtreflexionen können heutzutage aufgrund von speziellen Beschichtungen der 
Rotorblätter praktisch ausgeschlossen werden, der Schattenwurf bewegt sich innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
5. 2 Bürgereinwendungen 
 
Meinen Widerspruch möchte ich durch folgendes Argument verdeutlichen: 
Unsere bayerischen Politiker unterstützen den Ausbau der Windkraft, wie es 
in dem Bericht des Internationalen Wirtschaftsforum Regenerative Energien 
(IWR) vom 23.02.2017 zu lesen ist. 
Zitat: "...Wie Gemeinden in Bayern die 10-H-Regelung umgehen können 
In einer Mitteilung der beiden bayerischen Staatsministerien für Inneres und für Wirtschaft 
wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Gemeinden von der 10HRegelung 
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abweichen können. Voraussetzung ist, dass sie einen entsprechenden Bauleitplan 
beschließen. Bauleitpläne sollen in einem transparenten Verfahren aufgestellt 
werden und die Bevölkerung und betroffene Nachbargemeinden einbinden. So werde 
ein fairer Ausgleich zwischen den Erfordernissen der Energiewende und den Interessen 
der örtlichen Wohnbevölkerung gewährleistet, heißt es. „Wir sehen die kommunale 
Bauleitplanung als Schlüssel für den weiteren Ausbau der Windenergie in den 
nächsten Jahren“, so Aigner und Herrmann..." 
Diese Regel wurde geschaffen, wenn die betroffenen Bürger dies in der 
Mehrheit wollen. 
Zitat weiter: " Herrmann: Windenergie, wenn die Bevölkerung dies befürwortet 
Energieministerin Aigner erklärte: „Die Energiewende ist eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe, die jedoch vor allem vor Ort umgesetzt werden muss. Der weitere Ausbau 
der erneuerbaren Energien wird uns nur gelingen, wenn die Bevölkerung die entsprechenden 
Maßnahmen mitträgt. Besonders wichtig ist es uns daher, die Akzeptanz der 
Bevölkerung für die Energiewende zu erhalten.“ Deshalb habe man die 10H-Regelung 
eingeführt. Herrmann ergänzt: „Wir haben jetzt die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, 
damit überall dort, wo die Bevölkerung den Bau einer Windenergieanlage 
auch unter dieser 10H-Regel befürwortet, der Bau auch ermöglicht werden kann.“ 
Da die Mehrheit der betroffenen Bürger (Binsbach und Gramschatz) nicht mit 
dem Bau unter dem Abstand von 10H einverstanden ist, zu dem sie auch 
nicht gefragt wurden, ist meiner Meinung nach der Bau, der jetzt geplanten 
Windkraftanlagen mit einer Höhe von 221m, nicht gerechtfertigt. 
Zu dem kann sich die Gemeinde viel Zeit, Geld und Ärger ersparen, wenn sie 
den Bebauungsplan nicht weiter aufrecht erhält bzw. wieder verwirft. 
Hier mit beantrage ich den sofortigen Stopp des Bebauungsplanes, in sofern 
keine Höhenbegrenzung zum einhalten der 10 H-Regelung mit aufgenommen 
wird. 
 
Abwägung: 
Eine derartige Höhenbegrenzung würde keinen wirtschaftlichen Betrieb im betreffenden 
Gebiet ermöglichen. 
 
Beschluss: 12 : 4 
 
 
Zusammenfassender Abwägungsbeschluss des Marktgemeinderats: 
 
Beschluss: 10 : 6 
 
  
 

7 

Bebauungsplan "Windkraft Meilenhöhe" - Gramschatz; Beschluss 
des angepassten Bebauungsplans als Entwurf und Beschluss zur 
erneuten Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 (2) 
BauGB und § 4 (2) BauGB. 

 

 
1. Bürgermeister Losert trägt vor, dass es hier um die Änderung des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplans geht. Die Vorlage sei jedem zugestellt, eine größere Diskussion erübrige sich 
deshalb wohl. So wie auf der Leinwand dargestellt, solle der Bebauungsplan in das weitere Ver-
fahren gehen. 
 
Auf die Frage von Ratsmitglied Bötsch, was passiere, wenn der Rat dagegen stimme, antwor-
tert der Vorsitzende, dass der Bebauungsplan dann nicht ausgelegt werde. 
 
Ratsmitglied Schmid ist der Ansicht, dass die Anlagen durch den Radius aus der ursprünglichen 
Fläche herausragen. Wenn heute abgelehnt werde, gilt die bisherige Beschlusslage, oder die 
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Sache ist gänzlich hinfällig. Man hatte doch schon zweimal beschlossen, und heute gehe es um 
einen Neubeschluss zum neuen Geltungsbereich. Was passiere, wenn der Gemeinderat heute 
nichts beschließe? 
 
Herr Ettwein antwortet, dass der Bebauungsplan rechtskräftig werde. Man könne sich auch 
über die Stellungnahme des Landratsamtes hinwegsetzen, der Bebauungsplan würde in jedem 
Fall Rechtskraft erlangen. Aber im BImSch-Verfahren bekomme man eben keine Genehmigung, 
insbesondere dann nicht, wenn die Rotoren draußen liegen. Man hätte dann zwar einen Be-
bauungsplan, aber ohne rechtliche Wirkung. Die Planung müsste dann von neuem beginnen. 
 
Ratsmitglied Weidner kommt noch einmal auf den Ertragswert zu sprechen, den niemand ken-
ne. Wenn man die Anlagen kleiner baue oder näher zusammenschiebe, wisse man ihn erst 
recht nicht. Die Ertragskraft dürfe jedenfalls kein Maßstab sein für eine Reduzierung der Anla-
gen. 
 
Für Ratsmitglied Schmid ist fraglich, ob die Gramschatzer Bürger von einer Standortverschie-
bung – um innerhalb der Fläche zu bleiben - überhaupt profitieren würden. 
 
Beschluss: 
Der Marktgemeinderat beschließt den angepassten Bebauungsplan als Entwurf und be-
schließt außerdem die erneute Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach §§ 3 Abs. 2 
und 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Beschlossen Ja 11  Nein 5   
 

8 
Denk-Ort Aumühle: Weg der Erinnerung (Judendeportation) Kos-
tenbeteiligung der Gemeinde 

 

 
1. Bürgermeister Losert erläutert den Sachverhalt anhand des Skriptums „Konzeptionelle Über-
legungen“. Demnach ist geplant, zur Erinnerung an die Deportation von jüdischen Mitbürgern 
ausgehend vom damaligen Güterbahnhof an der Aumühle in Würzburg einen „Weg der Erinne-
rung“ zu installieren. 
 
Konzeptionell ist die Installation von Gepäckstücken geplant; jede Gemeinde mit damals depor-
tierten jüdischen Mitbürgern wurde gebeten, sich mit einem solchen Gepäckstück an dem 
Denkmal zu beteiligen und ein Duplikat dieses Gepäckstückes in der eigenen Gemeinde aufzu-
stellen. 
 
Die Trägerinitiative – Projekt „Wir wollen uns erinnern“ und Johanna-Stahl-Zentrum für jüdische 
Geschichte in Würzburg und Unterfranken – erwartet, dass die Gemeinden die Kosten für je-
weils zwei Gepäckstücke übernehmen. 
 
Beschluss: 
Der Marktgemeinderat beschließt, einen Zuschuss in Höhe von 1.000,00 € für das Projekt 
„Denkort Aumühle“ in Würzburg zur Verfügung zu stellen. 
 
Beschlossen Ja 16  Nein 0   
 

9 
Feststellung der Einnahmenüberschussrechnung der Photovolta-
ikanlagen 

 

 
Der Vorsitzende verweist auf die Einnahmenüberschussrechnung des Kommunalen Prüfungs-
verbandes, die allen Ratsmitgliedern mit der Einladung übermittelt wurde. 
 
Demnach schließen die Einnahmeüberschussrechnungen mit folgenden Ergebnissen: 
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     Gewinn € Verlust € 
Matthias-Ehrenfried-Schule         97,47 
Maximilian-Kolbe-Schule    2.902,52 
Schlossmühlkindergarten     379,48 
Schleifwegkindergarten     705,03 
Kindergarten Schäfereistraße      426,06 
Turnhalle Neu Siedlung    1.099,93 
Bauhof    2.031,27 
Kindergarten Gramschatz    3.976,96 
Feuerwehr Gramschatz    4.696,16 
 
Beschluss: 
a) Jedes Objekt ist ein Betrieb gewerblicher Art. 
b) Das Jahresergebnis 2015 für die oben genannten BgAs wird festgestellt. 
c) Verbindlichkeiten bei der Gemeinde sind banküblich zu verzinsen. 
d) Das Darlehen Kto. Nr. 6560215326, aufgenommen in 2011 bei der 
    Sparkasse wurde den BgAs "Photovoltaikanlagen" wie folgt zugeordnet: 
 
2015    Euro  Tilgung  Euro 

01.01.    31.12. 
 
Matth. Ehrenfried-Schule  44.303,80  2.461,00  41.842,80 
Max.-Kolbe-Schule   44.547,08  2.474,00  42,073,08 
Schlossmühlkiga  34.399,76  1.911,00  32.488,76 
Schleifwegkiga   36.693,97  2.038,00  34.655,97 
KiGa Schäfereistraße  25.005,99  1.389,00  23.616,99 
Turnhalle Neue Siedlg. 43.464,85  2.414,00  41.050,85 
Bauhof    62.858,50  3.492,00  59.366,50 
 
Die Darlehen werden mit jährlich gleich bleibend 5 % getilgt. Der Zinssatz 
liegt derzeit bei 2,695 %. 
 
Beschlossen Ja 16  Nein 0   
 
10 Verschiedenes  

 
Keine Wortbeiträge. 
 
  
 
 
 
1. Bürgermeister Burkard Losert schließt um 23:19 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Marktgemeinderates. 
 
 
 

Vorsitz    Schriftführung 
     
     
     

Burkard Losert    Michael Amon 
1. Bürgermeister    Geschäftsleitender Beamter 
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